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,,Man vertraue doch der Administration!‘

Staatsverstindnis und Regierungshandeln des preuBlischen
Staatskanzlers Karl August von Hardenberg

Von

Thomas Stamm-Kuhlmann

»,Demokratische Grundsitze in einer monarchischen Regierung: dieses
scheint mir die angemessene Form fiir den gegenwiirtigen Zeitgeist.“!)
Man hat diesen klassischen Zeilen, die Hardenbergs groler Reform-
denkschrift von Riga entstammen, schon immer ein betrdchtliches Maf3
an rhetorischer Ubertreibung unterstellt. So hat bisher kein Historiker
aus ihnen den Schlufl gezogen, der preulische Minister und spitere
Staatskanzler habe die Absicht gehabt, sich fiir Volkssouverinitit und
gleiches Wahlrecht auszusprechen. An der Tatsache, dal Hardenberg
sich Freiheitsrhetorik zu eigen gemacht hat, ist jedoch nicht vorbeizu-
kommen; 1815 nannte er Preufen einen Staat, der ,,den Geist der Libe-
ralitit unter seine ersten Grundrichtungen aufgenommen hat“.2) Bis zu
welchem Grade Hardenberg ein ,Liberaler?), und wenn auch ein

1) Denkschrift Hardenbergs ,Uber die Reorganisation des preufBischen Staates,
verfalt auf hochsten Befehl Seiner Majestiat des Konigs®, Riga, 12.September
1807, abgedr. in: Georg Winter (Hrsg.), Die Reorganisation des PreuBischen Staa-
tes unter Stein und Hardenberg. T. 1: Allgemeine Verwaltungs- und Behorden-
reform. Bd. 1: Vom Beginn des Kampfes gegen die Kabinettsregierung bis zum
Wiedereintritt des Ministers vom Stein. (Publikationen aus den PreuB8ischen Staats-
archiven, 93.) Leipzig 1931, 306.

2) An Johann Friedrich Cotta, 13. Januar 1815, zit. nach Andrea Hofmeister-
Hunger, Pressepolitik und Staatsreform. Die Institutionalisierung staatlicher
Offentlichkeitsarbeit bei Karl August von Hardenberg (1792-1822). Géttingen
1994, 319.

3) Lothar Gall, Liberalismus und ,biirgerliche Gesellschaft. Zu Charakter und
Entwicklung der liberalen Bewegung in Deutschland, in: HZ 220, 1975, 324-356,
hier 325, betont die scharfe ,,Trennungslinie®, die man zwischen dem Liberalismus
als gesellschaftlicher Bewegung und der ,.liberalen* Gesinnung ihres ,,einfluireich-
sten Bundesgenossen®, der ,,aufgekldrten Biirokratie der einzelnen Staaten®, ziehen
miisse. Da aber im weiteren nur yon Spielarten des Liberalititsverstindnisses in-
nerhalb der Biirokratie — der Wilhelm von Humboldt nicht weniger angehorte als
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»~gouvernementaler”, war, und ob sein Freiheitsverstdndnis eher prag-
matischer oder eher grundsitzlicher Art war, dariiber gehen die Mei-
nungen seit jeher auseinander.

L. Freiheit: Grundrecht oder Zugestindnis?

Zwei in sich polare Begriffspaare sind es, die dazu dienen konnen,
das Untersuchungsfeld zu gliedern. Da ist zunéchst — philosophisch —
nach dem Verhiltnis von Staat und Individuum zu fragen. Ganz grund-
sitzlich hat Hardenbergs preuBlischer Landsmann, Zeitgenosse und spé-
terer politischer Rivale Wilhelm von Humboldt 1792 das Thema in An-
griff genommen, indem er zwar vom zeitgendssischen spitabsolutisti-
schen PreuBen ausging, aber dennoch eine philosophische Zweckbe-
stimmung des Menschen voranstellte, die tiber die naturrechtlichen De-
finitionen der frithen Neuzeit hinausging. Zweitens sind die histori-
schen Auspriagungen von Staat und Individuum zu untersuchen: Wéh-
rend der Staat in Gestalt seiner Biirokratie und seiner Zwangsmittel zu
Fleisch wird, tritt das Individuum im fraglichen Zeitraum zum ersten
Mal als ,,Staatsbiirger* in Erscheinung. Das Verhéltnis von Biirokratie
und Staatsbiirger ist fiir die Geschichtsschreibung Preufiens geradezu
konstitutiv, die wichtigste preulenhistorische Arbeit der letzten Jahr-
zehnte, Reinhart Kosellecks ,,Preulen zwischen Reform und Revolu-
tion*4), kreist darum. Auf der philosophischen Ebene bestimmt sich das
Verhiltnis von Staat und Individuum danach, wie Freiheit moglich
wird, in der Konkretion des ausgehenden 18. Jahrhunderts haben wir es
mit dem realhistorischen Vorgang der Miindigwerdung oder Emanzipa-
tion zu tun.’) Wihrend Freiheit zunehmen und wieder weniger werden

Hardenberg — die Rede sein wird, mithin nur von einer Seite der Trennungslinie,
kann diese Unterscheidung als vorausgesetzt gelten.

4) Reinhart Koselleck, Preulen zwischen Reform und Revolution. Allgemeines
Landrecht, Verwaltung und soziale Bewegung von 1791 bis 1848. Stuttgart 1967,
3. Aufl. Miinchen 1981.

5) Der Begrift, der in der englischen Aufkldrung des 17.Jahrhunderts bereits me-
taphorische Verwendung fand, wurde von so unterschiedlichen Zeitgenossen wie
Edmund Burke und Georg Forster gleichermafien auf die Franzosische Revolution
angewandt. ,,.Der Vorzug der Emanzipations-Metapher lag ... darin, nicht nur den
natiirlichen Reifungsgrad zu indizieren, sondern ebenso den rechtlichen Schritt zur
Befreiung anzuzeigen. In dieser Beziehung zwischen Natur und Recht gewann der
Ausdruck ,Emanzipation® seine geschichtliche Qualitit. Er war zugleich normativ
und entwicklungsgeschichtlich lesbar, in seiner Verzeitlichung lag zugleich ein
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kann, ist der Vorgang der Emanzipation unumkehrbar. Der Zeitfaktor
ist mit dem Begriff ,,Emanzipation* mitgedacht, so wird Miindigkeit an
ein bestimmtes Lebensalter, noch allgemeiner, an einen Grad von Reife
gekniipft. Wieviel Freiheit gedachte Hardenberg dem Individuum, wie-
viel Emanzipation®) dem Staatsbiirger einzurdumen? War er mit seinen
— aus seinen Aktenzitaten, Briefen und den rhetorischen Einkleidungen
seiner Gesetze erschlieBbaren — Auffassungen der Exponent einer
monolithisch aufzufassenden Biirokratenkaste, die den kollektiven
Helden von Kosellecks Untersuchung abgibt? Ideengeschichtliche Re-
konstruktionen laufen immer Gefahr, das nachholen zu wollen, was
dem Erforschten zu Lebzeiten nicht gelungen ist, ndmlich, aus ad hoc
und aus der Opportunitit entsprechend geduBerten Gedankensplittern
ein starres System errichten zu wollen, wihrend doch der historische
Akteur nur zu sehr der von Zeitumstidnden und Zeitdruck Getriebene ist
und von den ,,allméichtigen Stunden* regiert wird.”)

Grundsitzliche politische Reflexionen Hardenbergs sind, von den
auf den Uberzeugungseffekt des Augenblicks berechneten Denkschrif-
ten und von seinen Tagebiichern und autobiographischen Aufzeichnun-
gen abgesehen, nicht bekannt, und es ist unwahrscheinlich, daf sie
noch auftauchen. Eine Gegeniiberstellung der Position Hardenbergs
und Humboldts hat deshalb den Unterschied in den Personlichkeiten

rechtstiftender, prozessualer Gehalt beschlossen®; Reinhart Koselleck, Art. ,,Eman-
zipation®, in: Otto Brunner/Werner Conze/Reinhart Koselleck (Hrsg.), Geschicht-
liche Grundbegriffe. Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in
Deutschland. Bd. 1-7. Stuttgart 1972-1992, hier Bd. 2, 165. In diesem Sinn sei
~Emanzipation hier auch als Bezeichnung eines zeitlich festgelegten, zwar pro-
zeBhaften, aber doch unwiederholbaren Vorgangs verstanden, eben als ,,zentraler
Begriff fiir die Geschichte der sich auflosenden Stdndeordnung* (ebd. 176).

%) Nach Gall, Liberalismus (wie Anm. 3), 328, ist Emanzipation zu verstehen als
. Verdnderung der Gesellschaft aus sich selbst heraus mit Hilfe der in ihr vorhande-
nen Krifte und der in ihr angelegten Entwicklungstendenzen, denen durch politi-
sche Mobilisierung, durch Verlagerung der politischen Entscheidungsprozesse und
der politischen Macht in die Gesellschaft selbst freie Bahn verschafft werden soll*.
Im Sprachgebrauch der Zeit um 1800 ist aber noch der Gedanke lebendig, daf ich
Jjemanden emanzipieren kann, d. h. dafl eine Person oder Gruppe nicht nur Subjekt,
sondern auch Objekt der Emanzipation sein kann, was solche Wortkombinationen
wie ,,Judenemanzipation® oder ,.Sklavenemanzipation demonstrieren. Vgl. Kosel-
leck, Art. ,,Emanzipation” (wie Anm. 5), 162. Speziell in PreuBien war die ,.Juden-
emanzipation* genauso wie die ,,Bauernbefreiung* nicht selbst erkdmpft, sondern
von oben gewihrt.

7y Adolf Ernst (Hrsg.), Denkwiirdigkeiten von Heinrich und Amalie von Beguelin
aus den Jahren 1807-1813. Berlin 1892, 287.
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beider zu beriicksichtigen: Bei anndhernd gleicher sozialer Herkunft
war der eine, Hardenberg, ein von starkem Ehrgeiz getriebener Mann,
der seine Selbstverwirklichung vor allem anderen auf dem Feld der
praktischen Verwaltungstitigkeit erblickte, wihrend Humboldt, ob-
wohl er in welthistorischen Momenten an entscheidenden Schauplitzen
prasent war, doch nur als Wissenschaftler, das heil3t, als systematisie-
render Denker, unsterblich wurde.

Weil Humboldt in erster Linie systematisierender Denker war, ist es
leichter, seinen Freiheitsbegriff zu fassen. Seinen zu Lebzeiten nur aus-
zugsweise verdffentlichten Traktat ,Jdeen zu einem Versuch, die Grin-
zen der Wirksamkeit des Staats zu bestimmen® ertffnete er mit der
Frage nach dem Staatszweck. In der Antike, so behauptete Humboldt,
sei der Staatszweck ein anderer gewesen als in der Neuzeit: ,,Die Alten
sorgten fiir die Kraft und Bildung des Menschen, als Menschen; die
Neueren fiir seinen Wohlstand, seine Habe und seine Erwerbsfihig-
keit.“8) Den Regierungsformen beider Zeitalter darf unterstellt werden,
daB sie den Menschen zum Zweck haben; jedoch sind verschiedene
Aspekte der menschlichen Person angesprochen. Hieraus folgen unter-
schiedliche Freiheitsbegriffe, die Humboldt nicht relativierend neben-
einanderstellt, sondern zwischen denen er bewulit die Wahl trifft. Es
soll hier nicht die Frage untersucht werden, ob Humboldts Einschit-
zung des Staatszwecks der Antike historisch zutreffend ist; fest steht
dagegen, dafl Humboldt im Gewand des Altertums seinen eigenen Ide-
alstaat vorstellt. Dieser Idealstaat macht nicht nur den Menschen zum
Zweck, sondern in ihm wiederum das, was der ,,wahre Zwek des Men-
schen* ist: ,,die hochste und proportionierlichste Bildung seiner Kréfte
zu einem Ganzen®. ,,Zu dieser Bildung ist Freiheit die erste, und uner-
lassliche Bedingung.*?) Humboldts Anthropologie ist eine andere als
diejenige solcher Autoren unter den ,,Neueren®, die, wie John Locke
und Adam Smith, ebenfalls die freie Entfaltung des Individuums fiir
notwendig erkldrt haben. ,Bei Humboldt ist das Individuum keine
Konstante, sondern ein historisch sich entwickelndes, lernfahiges Sub-
jekt. Vor allem ist es, dies erhellt aus dem Vergleich mit dem englischen
Liberalismus, nicht einfach gut oder bose, vielmehr ist seine ethische

8) Wilhelm von Humboldts Gesammelte Schriften. Hrsg. v. d. Koniglich Preussi-
schen Akademie der Wissenschaften. Bd. 1-17. Berlin/Leipzig 1903-1936, hier
Bd. 1, 103.

9) Ebd. 106.
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Qualifikation abhingig von seinen Lebensumstinden.*!%) Demgegen-
liber ist das Menschenbild der englischen Besitzindividualisten!!), in
deren Reihe die Begriinder des neuzeitlichen Liberalismus gehoren,
pessimistisch, da es die natiirliche Selbstsucht des Menschen als unver-
dnderbare Eigenschaft annimmt. Diese natiirliche Selbstsucht kann - je
nach politischem Modell — auf verschiedene Weise geziigelt werden:
durch staatlichen Zwang (wie bei Thomas Hobbes) oder durch den
,Druck der Marktgesetze*“12) (wie bei Adam Smith). Der klassische Li-
beralismus bei Locke oder Smith hat als eigentlich gesellschaftsregu-
lierendes Prinzip nicht die Freiheit, sondern das Eigentum.!?) Und noch
die Verfassungsdiskussion im aufgekldrten Berlin der 1790er Jahre ver-
zichtet auf den Versuch, Freiheit vor allem politisch zu interpretieren —
denn dies hitte eine Herausforderung des absolutistischen Konigtums
bedeutet —, und begniigt sich mit der ,,Freiheit zu besitzen, zu denken,
zu genieBen®.'4) Ein vor allem in der wirtschaftlichen Sphire angesie-
delter Freiheitsbegriff (Freiheit zum Erwerb) findet sich auch bei Har-
denberg. Die Geschichte seines Bildungsgangs und seine frithen Denk-
schriften werden dies zeigen.

I1. Bildungseinfliisse

Hardenberg hat eine detaillierte Aufzéhlung seiner Professoren in
Gaottingen und Leipzig hinterlassen. Bei aller Breite seiner Studienin-
teressen blieben Jurisprudenz und Kameralwissenschaften doch im
Mittelpunkt.'%) Wir wissen, daB er noch als Braunschweigischer Mini-

10Y Rainer Ostermann, Die Freiheit des Individuums. Eine Rekonstruktion der Ge-
sellschaftstheorie Wilhelm von Humboldts. Frankfurt am Main/New York 1993, 43.
) Vgl. Charles B. Macpherson, The Political Theory of Possessive Individualism.
Hobbes to Locke. Oxford 1962.

12y Ostermann, Freiheit (wie Anm. 10), 165f.

13) Ebd. 184. Vgl. Macphersons Urteil iiber John Locke (wie Anm. 11), 257:
.»Locke’s constitutionalism ... a defence of the rights of expanding property rather
than of the rights of the individual against the state.*

'4) Vgl. Giinter Birtsch, Freiheit und Eigentum. Zur Erorterung von Verfassungs-
fragen in der deutschen Publizistik im Zeichen der Franzosischen Revolution, in:
Rudolf Vierhaus (Hrsg.), Eigentum und Verfassung. Zur Eigentumsdiskussion im
ausgehenden 18.Jahrhundert. (Veroffentlichungen des Max-Planck-Instituts fiir
Geschichte, 37.) Gottingen 1972, 191.

15) Vgl. Geheimes Staatsarchiv PreuBischer Kulturbesitz (kiinftig: GStA) Berlin,
I. HA Rep. 92 Hardenberg L 20 (Tagebiicher und autobiographische Aufzeichnun-
gen), BL. 1-1v.
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ster auf seinen Lehrer Johann Stephan Piitter zuriickgegriffen hat, um
sich von ihm ein reichsrechtliches Gutachten zu praktischen Zwecken
fertigen zu lassen.1%) Leider ist aus der bloBen Aufzihlung von Lehrern
eine Bewertung der Einfliisse, denen Hardenberg ausgesetzt war,
schwer herzuleiten. Er horte Gellerts Moralphilosophie, die, wie auch
Goethe bestitigt, unter den Kommilitonen in Mode war, so daB es als
ein Muf betrachtet wurde, Gellert gehort zu haben. Ein anderer popu-
larer Philosoph der Aufkldrung, mit dem Hardenberg 1768 in Leipzig
Bekanntschaft machte, war Christian Garve.!7) Garve hat 1794 die —
nach J. F. Schiller - zweite deutsche Ubersetzung der ,,Inquiry into the
Nature and Causes of the Wealth of Nations“ des Adam Smith vorge-
legt.'®)

Sein spaterer Lebensweg, der kurhannoversche Staatsdienst, ein 14dn-
gerer Englandaufenthalt im Jahr 1781 wie die grundsitzliche Offenheit
Gottingens gegeniiber britischen Bildungseinfliissen legen es nahe, da3
Hardenberg mit der Philosophie des englischen Liberalismus in Kon-
takt kam. Eine Spezialuntersuchung, wie sie iiber die Rolle Englands
im Denken des Freiherrn vom Stein vorliegt!?), gibt es nicht. Eine Lek-
tiireliste Hardenbergs aus dem Jahr 1807 nennt den Géttinger Univer-
salhistoriker Christoph Meiners, von dem Hardenberg damals den
,,GrundriB der Geschichte der Weltweisheit* las.29) In den Erinnerun-
gen an die Studentenzeit ist Meiners nicht genannt. Meiners 146t sich
als Schiiler des Gottinger Professors J. G. H. Feder einstufen, der wie-
derum 1776/77 eine lobende Besprechung der ersten, durch J. F. Schil-
ler libersetzten, deutschen Ausgabe des ,,Wealth of Nations* veroffent-
licht hatte.2!)

16) Es handelte sich um das Bestreben des Herzogtums Braunschweig und anderer
norddeutscher Reichsstéinde, sich vom kaiserlichen Postregal zu befreien und ei-
gene Posten aufbauen zu diirfen. Vgl. GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 20,
BL. 5: ,Je fis écrire Piitter et gagnai Hanovre.

17) Vgl. GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 20, BI. 1.

'8) Untersuchungen iiber die Natur und Ursachen des Nationalreichtums von
Adam Smith. Aus dem Englischen der vierten Ausgabe neu iibersetzt durch Chri-
stian Garve und August Dérien. 4 Bde. Breslau 1794-1796.

19) Erich Botzenhart, Die Staats- und Reformideen des Freiherrn vom Stein. Thre
geistigen Grundlagen und ihre praktischen Vorbilder. Tiibingen 1927.

20) Vgl. Peter G. Thielen, Karl August von Hardenberg 1750-1822. Eine Biogra-
phie. Koln/Berlin 1967, 456.

21y Vgl. Wilhelm Treue, Adam Smith in Deutschland, in: Deutschland und Europa.
Festschrift fiir Hans Rothfels. Diisseldorf 1951, 103.
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Als 29jdhriger Kammerrat im kurhannoverschen Dienst reichte Har-
denberg am 13.Januar 1780 eine Denkschrift ein, der sich erste staats-
theoretische Gedankengénge entnehmen lassen. Darin heif3t es: ,,Inner-
licher Wohlstand aber, ist der Grund ohne den jedes Gebdude, wenn es
auch noch so kiinstlich aufgefiihrt wire, unmoglich bestehen kann. Der
Unterthan muf3 wohlhabend, nicht mit zu hohen oder widersinnigen
Abgaben beschwert und daher im Stande sein, im Notfalle etwas Au-
Berordentliches zu thun. Nahrung und Gewerbe miissen durch Eigen-
thum und personliche Freiheit belebt und sonst auf alle Weise befordert
werden: die Justiz mufl geschwind und gegen alle Eingriffe selbst der
Regierung gesichert sein.*22)

Mit Eigentum und personlicher Freiheit benennt Hardenberg zwei
Grundrechte, die die Sdulen des klassischen Liberalismus bilden. Wir
finden bei ihm schon das pragmatische Argument, daf} personliche
Freiheit auch das beste Wachstumsstimulans fiir die Wirtschaft dar-
stellt. Adam Smith hat 1776 in seiner ,,Inquiry into the Nature and Cau-
ses of the Wealth of Nations* darauf hingewiesen, dafl unfreie Arbeit
unrentabel sei.2?) Unter den Bedingungen von 1780 ist bei der Beto-
nung von Eigentum und personlicher Freiheit natiirlich besonders an
den Reformstau im Agrarsektor zu denken. So empfiehlt Hardenberg
im weiteren Verlauf seines Gutachtens denn auch eine Erleichterung
der Gemeinheitsteilungen?*) sowie eine Aufhebung des Meierrechts
und Verleihung der Hofe zumindest an die landesherrlichen Meier zu
Eigentum, was den Bauern ,,das Recht gibe, damit nach eigenem Ge-
fallen zu schalten*.2%)

Jeder Nachweis einer Abhédngigkeit Hardenbergs von den Theorien
der englischen Besitzindividualisten muB sich auf gedankliche Uber-
einstimmung seiner Texte mit ihrem Ideengut stiitzen. Hardenbergs Ta-
gebuch, das zahlreiche Bankiers, auch solche aufzihlt, die ihm person-
lich finanzielle Reformvorschldge unterbreiteten, und das sich haufig

22) Die Hardenbergsche Denkschrift vom 13.Januar 1780, abgedr. in: Ernst von
Meier, Hannoversche Verfassungs- und Verwaltungsgeschichte 1680-1866. Bd.2:
Die Verwaltungsgeschichte. Leipzig 1899, 607.

23) Die entsprechende Passage lautet in der 4. Auflage von 1791: It appears,
accordingly, from the experiences of all ages and nations, I believe, that the work
done by freemen comes cheaper in the end than that performed by slaves. In dem
in der SchloBbibliothek von Cappenberg stehenden Exemplar des Freiherrn vom
Stein ist diese Passage zweifach angestrichen.

2y von Meier, Verfassungsgeschichte (wie Anm. 22), Bd. 2, 611.

25) Ebd. 618.
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auf die Tagespublizistik bezieht, weist weder den Namen Adam Smith
auf noch den eines anderen Wirtschaftstheoretikers, etwa eines Physio-
kraten. Es erwihnt allerdings den des Konigsberger Professors Chri-
stian Jakob Kraus (1753-1807), der sich am meisten um die Verbrei-
tung der Lehren des Adam Smith in Deutschland bemiiht hatte. Am
13.November 1806, als sich Hardenberg, vom Amt des AuBenmini-
sters beurlaubt und seiner friankischen Regierungspflichten infolge der
Abtretung Ansbachs sowie der Eroberung Bayreuths durch die Franzo-
sen ledig, nach Konigsberg begeben hatte, um dem Hof und der Regie-
rung nahe zu sein, hat er sich auch mit den dortigen Intellektuellen ge-
troffen. Unter ihnen befand sich der Professor Kraus.26) Ein Zwischen-
trager zwischen Smith und Hardenberg konnte auch der Agrartheoreti-
ker Albrecht Thaer gewesen sein, der sich ,,in mehreren seiner Werke
ausdriicklich zu Smith bekannt* und auch Kraus zustimmend erwahnt
hat.?’) Hardenberg hatte Thaer eingeladen, seine landwirtschaftliche
Versuchsanstalt von Celle nach PreuBen zu verlegen.?8) Thaers Gut
Moglin und Hardenbergs Gut Tempelberg lagen auf Tagesreisenentfer-
nung, und das Tagebuch der Jahre 1804, 1806, 1809, 1818 und 1821 be-
richtet von solchen Besuchen, bei denen Hardenberg Thaers 6konomi-
schen Sachverstand fiir seine eigene Gutswirtschaft in Anspruch
nahm.?9)

Der einzige Autor, der in einer Denkschrift Hardenbergs wenigstens
indirekt zitiert wird, ist Louis-Sébastien Mercier, auf dessen utopischen
Roman ,l’an deux mille quatre cent quarante, réve s’il en fut-ja-
mais“30) er sich in der Denkschrift von Riga mit der Bemerkung be-
zieht, die reine Demokratie miisse man wohl dem Jahre 2440 iiberlas-
sen, ,,wenn sie anders je fiir den Menschen gemacht ist“.3!)

Hardenbergs Hochschitzung der personlichen Freiheit, wie sie in der

26) GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 26, Bl. 4.

27) Treue, Adam Smith in Deutschland (wie Anm. 21), 130.

28) Vgl. Carl Ludwig Klose, Leben Karl Augusts Fiirsten von Hardenberg, Konig-
lich PreuBischen Staatskanzlers. Halle 1851, 134.

29) Vgl. GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 25, Bl. 4v, L 26, Bl. 2v, L
26, Bl. 3, L 27, Bl. 1v, L 27 BI. 2v, wo es auch heil3t: ,,Seine Grundsitze sind rich-
tig, in der Ausfiihrung scheint er leicht iibertroffen zu werden®; L 27, BI. 7 (hier er-
scheint Thaer als Taxator der Hardenbergschen Giiter, um ihren Wert als Sicherheit
fiir eine Anleihe beim Kurfiirsten von Hessen zu ermessen), L 29, Bl. 34v, L 41,
Bl. 11v, L 42, BI. 36.

30) London 1772.

31) Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 306.
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Hannoveraner Denkschrift zum Ausdruck kommt, und seine wirt-
schaftspolitischen MaBinahmen schon wihrend der Zeit als leitender
Minister in Ansbach-Bayreuth liefien sich ganz ohne Zuhilfenahme von
Adam Smith verstehen, wenn man statt seiner einen mafgebenden Ein-
fluB} der franzosischen Physiokraten unterstellt. Deren Schule verfocht
vehement sowohl das Eigentum des Landwirts an dem Boden, den er
bebaute??), als auch die persdnliche Freiheit?3). Durchsucht man die
Schriften der Physiokraten nach Ansichten iiber die richtige Staats-
form, findet man vor allem die Forderung, diese Staatsform miisse den
,natiirlichen Gesetzen entsprechen. Es sei Aufgabe des Fiirsten, eine
Ordnung zu schaffen, in der die wirtschaftliche Existenz des einzelnen
wie der Gesamtheit sichergestellt sei; sei dies garantiert, konne der ein-
zelne sich den ,,natiirlichen Gesetzen entsprechend entfalten.?4) Als
Staatsform propagierten die Physiokraten die Erbmonarchie, in der der
Fiirst als eine iiber den Parteien stehende Instanz gedacht war, die die
fiir evident erkannten natiirlichen Gesetze des Wirtschaftens lediglich
auslegte. Eine Gewaltenteilung zwischen Legislative und Exekutive
hielten die Physiokraten daher nicht fiir erforderlich. Notwendig schien
ihnen allerdings eine unabhingige Rechtsprechung?’), und der gesell-
schaftliche Fortschritt setzte eine freie Presse voraus. Nur sie konne
durch Verbreitung der Aufklirung, ,.éclairant par dégrés les esprits®,
die Reform vorantreiben.3¢) Reform war einerseits gleichgesetzt mit

32) So schrieb Pierre-Paul Lemercier de la Riviéere in , L’ Intérét Général de 1’état,
Ou la liberté du commerce des Blés* (Amsterdam/Paris 1770): ,,Qui est-ce qui vou-
dra faire les dépenses des defrichemens, s’il n’est propriétaire incommutable des
fonds a mettre en valeur?”, in: Steven Laurence Kaplan, La Bagarre. Galiani’s
,,Lost* Parody. Den Haag/Boston 1979, 84f.

) Vgl. Lemercier de la Riviére, ,,Propriété et Liberté sont deux Lois fondamenta-
les, de toute Société bien constituée®, in: Kaplan, La Bagarre (wie Anm. 32), 98.
34y ,,Le gouvernement du Prince n’est pas, comme on le croit vulgairement, I’art de
conduire les hommes; c’est ’art de pourvoir a leur s@ireté & a leur subsistance par
’observation de I’ordre naturel des Loix physiques, qui constituent le droit naturel
& 1’ordre économique par lesquels 'existence & la subsistance doivent étre assu-
rées aux Nations & a chaque homme en particulier; cet objet rempli, la conduite des
hommes est fixée, & chaque homme se conduit lui-méme.* Victor de Rigueti, Mar-
quis de Mirabeau, Philosophie rurale, ou économie générale et politique de 1’agri-
culture, reduite a I’ordre immuable des lois physiques et morales, qui assurent la
prospérité des empires. Vol. I. Amsterdam 1764, XXXIX.

35) Vgl. Klaus Gerteis, Physiokratismus und aufgeklédrte Reformpolitik, in: Auf-
klarung 2, 1987, H. 1, 93.

36) Vgl. ebd. 92f.
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der Annidherung an den von den Physiokraten als naturgesetzlich er-
kannten Zustand.’) Andererseits lieBen die konkreten Einlassungen
der Physiokraten eine weitgehende Beibehaltung der Privilegiengesell-
schaft des Ancien régime zu.38) Die Physiokraten maBen dem Problem
der Reprisentation wenig Bedeutung bei, mit Ausnahme Turgots in sei-
nem ,Mémoire au Roi, sur les municipalités*3?), und als Konstitutiona-
listen kann man ihre Gesamtheit gewil nicht bezeichnen, wenngleich
ein Mann wie Pierre Samuel Du Pont de Nemours sich nicht scheute, in
der Revolution Président der franzésischen Nationalversammlung zu
werden. Die Physiokraten forderten von Hardenberg erheblich gerin-
gere gedankliche Anpassungsleistungen als britische Theoretiker. Bei
aller Englanderfahrung Hardenbergs: Wer im Herzogtum Braun-
schweig, dann spiter in Preufen als beispielhaften Staaten des aufge-
klarten Absolutismus titig war, wurde nicht daran gewohnt, in den
Bahnen eines Staatswesens mit echter Gewaltenteilung zu denken.
Leichter einpassen lie sich hier ohne Zweifel der Physiokratismus,
dessen Doktrin vom despotisme légal geradezu dazu einlddt, mit dem
aufgekldrten Absolutismus in eins gesetzt zit werden. Die neuere Histo-
riographie ist inzwischen dazu iibergegangen, den Epochenzusammen-
hang von aufgekldrtem Absolutismus ab 1740 und biirokratischem
Staatsabsolutismus bis ca. 1820 zu betonen.*?) Die bedeutenden Re-
formbeamten Karl August von Hardenberg, Karl Freiherr vom Stein
oder Maximilian Graf Montgelas waren, ehe sie in ihre Reformtitigkeit
eintraten, profilierte, aber nicht untypische Staatsdiener des aufgekldr-
ten Absolutismus.

I11. Die Entfesselung der Krifte

Ein im Jahr 1797 fiir den Konig angefertigter Generalbericht Har-
denbergs iiber die vergangenen fiinf Jahre der preuBischen Herrschaft
in den Markgrafschaften Ansbach und Bayreuth erwiéhnt, daf man die
beiden Fiirstentiimer schon jetzt ,,zu den cultivirtesten Provinzen

37y Vgl. ebd. 85.

38) Vgl. ebd. 92.

39) Anne-Robert-Jacques Turgot, Mémoire au Roi, sur les municipalités ..., in:
(Euvres de Turgot. Vol. 2. Paris 1844, 502-550.

40y Vgl. Walter Demel, Vom aufgeklarten Reformstaat zum biirokratischen Staats-

absolutismus. (Enzyklopadie deutscher Geschichte, Bd. 23.) Miinchen 1993,
57-73.
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Deutschlands zihlen* konne. Uber weitere Fortschritte fiihrt er aus: ,,In
der Kultur des Akkers liessen sich aber noch manche Verbesserungen
machen, die aber nicht das Werk des Zwangs und der Gesetze, sondern
vielmehr des Beispiels und der Ermunterung seyn miissen.” Da es kein
Doménensystem wie im preuBischen Kernland gab, konnte der Konig
nicht durch sein gutes Beispiel wirken. Auch in Ansbach und Bayreuth
herrsche ,.ein allgemeiner Drang zur Theilung und Cultur der Gemein-
heiten, dem sich nur noch das Interesse der grossern Landbesitzer und
Bauern entgegenstellt, und der durch ein passendes Landesgesetz, wel-
ches itzt in Ueberlegung genommen wird, zweckmassig zu leiten und
zu begiinstigen seyn wird“.*!) Gemeinheitsteilung fiihrte zu freiem Ei-
gentum und dazu, daB der Landwirt bei der Optimierung seiner Anbau-
methoden keine Riicksichten mehr zu nehmen brauchte. Damit stellte
eine Steigerung der Verfiigbarkeit des Eigentums eine Steigerung der
Freiheit des Grundbesitzers dar.

Zum Handel meinte Hardenberg in derselben Denkschrift, dal ein
Zwangs- oder Akzisesystem aufgrund der territorialen Zersplitterung,
die den Schmuggel begiinstigen wiirde, unmoglich durchzufiihren sei.
Es scheint jedoch, als hatte er Grundsitzliches im Sinn, wenn er
schrieb: ,,Man fahre nur fort, den Handel und das Gewerbe, die Ver-
mehrung und die Veredlung der inléndischen Producte freizulassen, ...
so werden sowohl unsere Productionen, Fabricationen als der Handel
damit immer bliithender werden. Lediglich Ermunterung durch Pri-
mien und Geschenke, durch Erleichterung des Zugangs zu Rohstoffen
und Werkzeugen, durch Riistungsauftrage und die Erleichterung des
Kreditwesens hielt Hardenberg fiir angebracht und schlo3 mit dem poe-
tischen Vergleich: ,,.Die Pflanze wird desto besser gedeihen, desto scho-
ner wachsen, je weniger sie zu sorgfiltig schon geschnitten und be-
schnitten wird, und dennoch werden sich die Einkiinfte des Konigs auf
eine mittelbare Weise vermehren.“4?) Fiir die Grundnahrungsmittel
Brot, Fleisch und Bier hielt Hardenberg dennoch Taxen fiir notwen-
dig.*?) Sie sollten durch die 6rtlichen Polizeimagistrate festgesetzt wer-
den.

Zu den Besonderheiten der deutschen Situation gehorte, dafl der All-

41y Hardenbergs Generalbericht vom 10.Juni 1797, in: Christian Meyer, Preuflens
innere Politik in Ansbach und Bayreuth in den Jahren 1792 bis 1797. Berlin 1904,
116.

42) Vgl. ebd. 169.

43) Vgl ebd. 177.
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tag in vielen deutschen Territorien von der Ausuferung obrigkeitlicher
Einmischungen in das Leben der Bewohner gekennzeichnet war, die
unter dem Begriff der ,,guten Polizey* gerechtfertigt wurden.*4)

Von der Notwendigkeit einer ,,gute(n) Polizey* war Hardenberg
tiberzeugt, sofern sie ,,Ordnung, Reinlichkeit, Bequemlichkeit und Si-
cherheit, auch 6ffentliche Vergniigungen* betraf.*%) Fiir ,,gemeinschaft-
liches Eigenthum* wie ,,z.B. Wege, Fliisse, die mehrere Besizungen
beriihren, Pldze und Strassen in Stiddten u.s.f.” hielt auch Humboldt,
der — in seinem Traktat von 1792 — ansonsten die Polizeititigkeit auf
die bloBe Abwehr von Gefahren durch Verletzung der Rechte anderer
reduziert wissen wollte®), Freiheitsbeschrinkungen fiir ,,minder be-
denklich*“47). Eine Analyse der zur Amtszeit Hardenbergs als dirigie-
render Minister in Ansbach-Bayreuth erschienenen preuflischen Ver-
ordnungen ergibt aber, daf3 auch hier mit dem Verbot von Weihnachts-
bdumen, mit staatlichen Ballordnungen fiir Maskenbélle usw. der Re-
gulierungseifer der ,,guten Polizey* sich in einer Weise betitigt hat, daf3
er geradezu zum Anstof} fiir Humboldts messerscharfe Unterscheidun-
gen hitte werden konnen.*®) Und von Hardenberg nachhaltig unter-
stiitzte Volksaufklarungsprojekte in Franken erweisen ebenfalls, daf3
sich die ,,gute Polizey” im Verstdndnis der bei diesen Projekten enga-
gierten Schriftsteller nicht auf die Gefahrenabwehr beschrénkte, son-
dern durchaus eine positive Beeinflussung zum Besten einer Rationali-
sierung der Lebensfithrung bezweckte, wenn es um die Verbreitung von
Kleeanbau, Bienenzucht und Obstbaumpflege, Ausrottung des Aber-
glaubens und Beforderung von Schutzimpfungen ging.49)

44) Polizei meinte dabei gleichzeitig eine gute Ordnung des menschlichen Zusam-
menlebens wie auch die Gesetze, die hierzu notig waren, und schlie8lich die Be-
horde, die iiber sie wachte. Das 18. Jahrhundert wurde von dem eudidmonistischen
Polizeibegriff dominiert, der dem Staat die Aufgabe setzte, fiir das Gliick der
Staatsangehdrigen zu sorgen. Vgl. Franz-Ludwig Knemeyer, Art. ,Polizei”, in:
Brunner/Conze/Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe (wie Anm. 5),
Bd. 4, 875-897.

45) Meyer, Preuflens innere Politik (wie Anm. 41), 181.

46) ,,Der Staat enthalte sich aller Sorgfalt fiir den positiven Wohlstand der Biirger,
und gehe keinen Schritt weiter, als zu ihrer Sicherstellung gegen sich selbst, und ge-
gen auswirtige Feinde nothwendig ist; zu keinem andren Endzwekke beschrinke er
ihre Freiheit*; Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 1, 129.

47) Ebd. 189.

48) Vgl. Hofimeister-Hunger, Pressepolitik (wie Anm. 2), 130.

49) Vgl. die Belege ebd. 119. Fiir die 1796 gestartete ,,Volkszeitung* hatte Harden-
berg 1500 Gulden aus koniglichen Kassen bereitgestellt; vgl. ebd. 121. 1799 meinte
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Dennoch scheint sich Hardenberg, je linger seine Regierungserfah-
rung wihrte, immer mehr Zuriickhaltung auferlegt zu haben.>®) Denn
ein Reskript Hardenbergs vom 29. Januar 1802 beschrinkte die Polizei
nur noch auf ,,Sicherung der Kontrakte, Bestrafung von Vergehen ge-
gen positive Gesetze, Beseitigung aller eine Verbesserung hindernden
Einrichtungen*.51)

Hardenbergs Wirtschaftspolitik in Franken ist desgleichen gekenn-
zeichnet durch einen behutsamen Ubergang von einer Regulierung des
Handels durch Ausfuhrverbote und Zélle zu Beginn seiner Amtszeit
1792 zu der Erklidrung, es sei durch Theorie und Erfahrung gezeigt, da83
Zwang, Preismaximum und Verbote die Ubel vermehrten, die sie ver-
hindern sollten; als sein System bezeichnete er: ,,vollige Freiheit des
Getreidehandels, seine Begiinstigung in den Stadten, aber ohne Zwang,
Erleichterung der Getreidemérkte, Beforderung der Kommunikation
im Inlande*.52)

Von hier war eine Briicke zu schlagen zu den klangvollen Formulie-
rungen der Rigaer Reformdenkschrift vom 12. September 1807: ,,Her-

Hardenberg, die Volksaufkldrung iiber die Verbesserung des Kalenderwesens ver-
suchen zu miissen; vgl. ebd. 125.

50) Hardenbergs Lehrer Johann Stephan Piitter gehorte zu den ersten Juristen, die
eine Trennung des Wohlfahrts- vom Sicherheitszweck der Polizei anbahnten, vgl.
den § 331 seiner ,Institutiones juris publici Germanici®. Siehe hierzu auch Kne-
meyer, Art. ,Polizei” (wie Anm. 44), 889.

51y Zitiert bei Fritz Hartung, Hardenberg und die preulische Verwaltung in Ans-
bach-Bayreuth von 1792 bis 1806. Tiibingen 1906, 239.

52) Ebd. 242. Die Freiheit des Getreidehandels war eines der Hauptanliegen der
Physiokraten. So schrieb Pierre Samuel Du Pont de Nemours 1764: ,,On conclut
que puisque la liberté du commerce extérieur des Grains triplera tous les revenus, la
puissance de I'Etat, opulence des riches, les salaires des pauvres, puisqu’elle rendra
la subsistance des Peuples plus aisée, puisqu’elle accroitra I’ Agriculture, la Popu-
lation & le Commerce: c’est dans cette liberté indispensable que consiste principa-
lement le systéme régénérateur, la vraie Richesse de 1'Etat, la grande & la belle
opération de Finances™; ders., De I’exportation et de I’inportation des grains. Mé-
moire 2 la Société Royale d’ Agriculture de Soissons. Soissons 1764, 127. Ahnlich
Lemercier de la Riviére 1770: ,,Nous pouvons dire méme, qu’il est de toute impos-
sibilité que les échanges dont nous parlons se fassent autrement que sous les auspi-
ces d’une pleine et entiére liberté réciproque entre les échangeurs: en vain I’ autorité
dominante dans la Société, voudroit-elle s’entremettre dans ces échanges, et regler
les proportions suivant lesquelles ils doivent étre faits ..., in: Kaplan, La Bagarre
(wie Anm. 32), 94.
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stellung des moglichst freien Gebrauches der Krifte der Unterthanen
aller Klassen ... Abschaffung aller Polster der Trigheit*.53)

Dennoch, dieses Programm der Freiheit enthilt die beildufige, aber
folgenschwere Klausel: ,,dall die natiirliche Freiheit nicht weiter be-
schrinkt werden miisse, als es die Nothwendigkeit erfordert“.54) Wo
der moderne Rechtsstaat, hierin Humboldt und Kant folgend, klipp und
klar feststellt, daf3 die Freiheit des einzelnen ihre Schranken nur an der
Freiheit des anderen finden diirfe>), benennt Hardenberg als Rechtfer-
tigung fiir Freiheitsbeschriankungen die ,Nothwendigkeit”. Wer aber,
wenn dies nicht nach philosophischen oder Rechtsgrundsitzen dedu-
ziert werden kann, bestimmt, was die ,Nothwendigkeit* erfordert?
Dies kann niemand anders tun als die Obrigkeit, im Staat des Jahres
1807 verkorpert durch das aufgeklirte Reformbeamtentum.

Ahnlich versteckt ist die wesentliche Einschriinkung in der Rigaer
Denkschrift, wenn es um die ,,Pre8- und Lehrfreiheit” geht: ,Man er-
schopft alles, diinkt mich, wenn man sagt: sie sei so weit ausgedehnt,
als es die Umstidnde immer gestatten. Diese miissen bei den Verfiigun-

53) Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 319. Beide Formeln hat Harden-
berg aus der Denkschrift seines Geheimrats Karl Sigmund Franz Freiherr vom
Stein zum Altenstein iibernommen, vgl. ebd. 407, 411. Der Ausdruck ,,Polster der
Trigheit” findet sich zuerst bei Novalis. Vgl. Eduard Spranger, Altensteins Denk-
schrift von 1807 und ihre Beziehungen zur Philosophie, in: FBPG 18, 1905, 491.
54) Vgl. Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 319.

55) Vgl. Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 1, 187: ,,Um fiir die
Sicherheit der Biirger Sorge zu tragen, muss der Staat diejenigen, sich unmittelbar
allein auf den Handlenden beziehenden Handlungen verbieten, oder einschréinken,
deren Folgen die Rechte andrer krinken, d. i. ohne oder gegen die Einwilligung der-
selben ihre Freiheit oder ihren Besiz schmilern, ... Jede weitere, oder aus andren
Gesichtspunkten gemachte Beschridnkung der Privatfreiheit aber liegt ausserhalb
der Grinzen der Wirksamkeit des Staats.” Immanuel Kant, Die Metaphysik der
Sitten (1797), in: Kant’s gesammelte Schriften. Hrsg. v. d. PreuBischen (Bd. 23/24:
Deutschen) Akademie der Wissenschaften zu Berlin. 24 Bde. Berlin 1910-1966,
hier Bd. 6, 230: ,,Das Recht ist also der Inbegriff der Bedingungen, unter denen die
Willkiir des einen mit der Willkiir des andern nach einem allgemeinen Gesetze der
Freiheit zusammen vereinigt werden kann.* Pointiert stellte Peter Burg schon 1981
fest: ,,Sind bei Scharnhorst die nachweisbaren Beziehungen zu Kant schon sehr
diinn, so horen sie bei Stein und Hardenberg, unter deren Namen die Reformen fir-
mieren, fast génzlich auf*; ders., Die Verwirklichung von Grund- und Freiheits-
rechten in den PreuBischen Reformen und Kants Rechtslehre, in: Giinter Birtsch
(Hrsg.), Grund- und Freiheitsrechte im Wandel von Gesellschaft und Geschichte.
Beitrige zur Geschichte der Grund- und Freiheitsrechte vom Ausgang des Mittel-
alters bis zur Revolution von 1848. Géttingen 1981, 307.
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gen einer weisen Regierung allein iiber die seltenen Ausnahmen ent-
scheiden.” Auch hier ist kein Kriterium zur Beurteilung der ,,Um-
stinde* festgelegt, eine Appellation gegen die Entscheidungen der
,»weisen Regierung® folglich nicht moglich. Zwei Einschrinkungs-
griinde allerdings fiithrt Hardenberg selbst an, ohne aber eben damit de-
ren Anzahl zu erschopfen: Schonung eines fremden Staates und seines
michtigen Herrschers — ein allzu einleuchtender Grund in einem Staat,
der soeben von Napoleon niedergeworfen wurde — und die Verfiihrung
zur ,,groben Sinnlichkeit* — solche Schriften miisse ,,die Censur aller-
dings verwerfen*.36)

Freiheit im Verstdndnis der Physiokraten wie der englischen Besitz-
individualisten ist zwar naturrechtlich verankert und ihre Gewihrung
insofern nicht in das Belieben einer Regierung gestellt. Dennoch fehlt
bei dem Physiokraten Turgot wie dem Staatsreformer vom Stein, wie
auch bei Hardenberg selbst, der Gedanke, dafl Freiheit als Wesens-
merkmal des Menschen eine auf Selbstbestimmung gebaute politische
Ordnung notwendig erfordert. Statt dessen ist der erzieherische Cha-
rakter der Freiheitsgewidhrung und der Beteiligung an politischen Ent-
scheidungen durch die verschiedenen Selbstverwaltungsinstitutionen
iiberdeutlich.’”) Dementsprechend wird die Staatsordnung nicht als
Freiheitsordnung aus einem Guf} aufgefafit. Der Staat erscheint als Ga-
rant der wirtschaftlichen Sphire, nicht aber als Garant der Selbstbe-
stimmung des einzelnen. Deswegen kann, aber muf nicht eine Anord-
nung dariiber getroffen werden, wie der einzelne an politischen Ent-
scheidungen beteiligt wird, oder: politische Teilhabe als Ausflu von
Selbstbestimmung?8) ist nicht konstitutiv fiir das Staatsverstindnis, we-

56) Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 336. Humboldt dagegen wollte
»keins der sogenannten fleischlichen Verbrechen (die Nothzucht ausgenommen),
sie mochten Aergerniss geben oder nicht*, bestraft sehen. Vgl. Humboldt, Gesam-
melte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 1, 207.

57) Dadurch erlangt die politische Teilhabe der Bevolkerung nur einen pragmati-
schen, nicht aber einen grundsitzlichen Wert. So schrieb Hardenbergs Mitarbeiter
Altenstein in der Denkschrift, die Hardenberg als Grundlage seiner eigenen Aus-
arbeitung diente, und die zum Schluff das Datum des 11. September 1807 erhalten
hat: ,,Der Hauptgewinn bleibt, die Nation an die Administration zu fesseln und sich
dadurch ihrer ganzen Kraft zu versichern®; Altensteins Denkschrift vom 11.Sep-
tember 1807, in: Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 406.

58) Wie Immanuel Kant es auf den Begriff brachte: ,,Ein mit Freiheit begabtes We-
sen kann und soll ... im BewuBtsein dieses seines Vorzuges vor dem vernunftlosen
Thier nach dem formalen Princip seiner Willkiir keine andere Regierung fiir das
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der der englischen Besitzindividualisten noch der Physiokraten. Mit
Bestimmtheit kann gesagt werden, daf3 politische Teilhabe als notwen-
diges, nicht pragmatisch zweckmaifiges Prinzip auch nicht fiir alle
preuBischen Reformer konstitutiv gewesen ist: Moglicherweise galt es
fiir einen konsequenten Kantschiiler wie Theodor von Sch6n®?), mit Si-
cherheit aber nicht fiir Hardenberg®).

Volk, wozu es gehort, verlangen, als eine solche, in welcher dieses mit gesetzge-
bend ist: d.i. das Recht der Menschen, welche gehorchen sollen, mufi nothwendig
vor aller Riicksicht auf Wohlbefinden vorhergehen, und dieses ist ein Heiligthum,
das tiber allen Preis (der Niitzlichkeit) erhaben ist, und welches keine Regierung, so
wohlthitig sie auch immer sein mag, antasten darf*; ders., Der Streit der philoso-
phischen Facultit mit der juristischen (1798), in: Kant’s gesammelte Schriften (wie
Anm. 55), Bd. 7, 87 Fufinote.

59) Bedenkenswert sind die Nachweise, die Claudia Langer, Reform nach Prinzi-
pien. Untersuchungen zur politischen Theorie Immanuel Kants. (Sprache und Ge-
schichte, Bd. 11.) Stuttgart 1986, 25f., zu direkten sprachlichen Parallelen zwi-
schen Schon und Kant vorlegt.

60) Am weitesten hat Altenstein die Freiheitsrhetorik getrieben, als er schrieb: ,,Im
Inneren des Staats, der die hohere Idee als Prinzip ergreift, wird eine neue Verfas-
sung sich bilden. Der Individuen Krifte werden fiir den Staat in hochsten Anspruch
genommen werden, aber nicht als Werkzeuge anderer Individuen, sondern um sich
auch fiir sich die hochste Freiheit, den freiesten Gebrauch ihrer Kriifte zur Erlan-
gung der hochsten Giiter zu verschaffen; Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie
Anm. 1), 371. Ebd. 391: ,Wihrend schon lidngst die groBten und kriftigsten Kopfe
in Europa, die Reprisentanten des wahren Zeitgeistes, unter allen moglichen Ge-
stalten die Notwendigkeit und Wichtigkeit der Uménderung aller derjenigen Ver-
fassungen, in welchen der Mensch nicht als solcher geachtet, sondern als Sache an-
derer Menschen im Staate betrachtet und wo nicht alle und jede Kraft ohne Aus-
nahme zur Erlangung des vorgesteckten Ziels angewendet werde, laut gepredigt
hatten ... ist in dem PreuBischen Staat alles durchgéngig beim Alten geblieben.” In
diesem, wie Spranger, Altensteins Denkschrift (wie Anm. 53), gezeigt hat, mal3-
geblich vom Idealismus Johann Gottlieb Fichtes inspirierten Text bleibt dennoch
die Freiheit des Individuums der ,,hohern Idee der hochsten KraftduBerung ... zum
Schaffen des hochsten Gutes der Menschheit* (Winter [Hrsg.], Reorganisation [wie
Anm. 1], 370) untergeordnet. Diese Kraftduerung aber vollbringt der Staat, nicht
der einzelne. In Fichtes Worten: ,,Darin besteht eines jeden Bestimmung und Wert,
daB er mit allem, was er ist, hat und vermag, sich an den Dienst der Gattung, — und,
da und inwiefern der Staat die Art des Dienstes, welchen diese Gattung in der Regel
bedarf, bestimmt, — an den Dienst des Staates setze“; Johann Gottlieb Fichte,
Grundziige des gegenwirtigen Zeitalters, zit. nach Spranger, Altensteins Denk-
schrift (wie Anm. 53), 511. Die Fichtesche Wendung in den Kollektivismus hat
dem Idealismus der Befreiungskriege sein eigentlich deutsches Kolorit gegeben.
Diese Zusammenhinge iibersieht Langer, Reform nach Prinzipien (wie Anm. 59),
25-28, die in Altensteins Denkschrift vor allem die Einfliisse Kants wiederfindet.
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So stellte Hans Haussherr 19365!) bei seiner Besprechung der Rigaer
Reform-Denkschrift unumwunden fest: ,,Wenn Hardenberg von Frei-
heit redet, meint er nicht den politischen, sondern den Wirtschaftslibe-
falismus.” Da bei Hardenberg jede Ableitung seines Freiheitsbegriffs
fehlt und lediglich durch Verweise auf den ,.Zeitgeist“ ersetzt wird,
nimmt Freiheit bei ihm sogar noch einen geringeren Rang ein als bei
den Physiokraten. Sie ist lediglich ein Instrument aus dem Werkzeug-
kasten, mit dem eine Biirokratie, die sich als souverin versteht, ope-
riert. Eine dhnliche Bedeutung hat die staatsbiirgerliche Gleichheit, und
Haussherr trifft den Kern, wenn er Mirabeau anfiihrt, der gesagt hatte:
,,L’idée de ne former qu’une seule classe de citoyens aurait plu a Riche-
lieu.“62) Gleichheit vor dem Gesetz, Einebnung der stindischen Glie-
derung, damit strengere Unterwerfung der frither privilegierten Grup-
pen unter die Allmacht des Staates als je zuvor, das blieb auch im napo-
leonischen Frankreich von der Revolution iibrig, als die politische Frei-
heit ldngst ausgeldscht war.

IV. Der Kampf um die Offentlichkeit

Die Franzosische Revolution erlebte Hardenberg in zweifacher
Weise als Herausforderung. Sie stellte ihn zunéchst vor Aufgaben au-
Benpolitischer und militdrischer Art. Bereits in Braunschweig hatte er
begonnen, Reichspolitik zu treiben, die fiir einen Staat von der GroBe
des Herzogtums Braunschweig schon mit den Kategorien moderner
AuBenpolitik beschrieben werden muBte.%3) Als verantwortlicher Mini-
ster fiir Franken hatte er dafiir zu sorgen, daB der frénkische Reichs-
kreis in die Lage versetzt wurde, einem Einfall der franzosischen Ar-
meen zu begegnen, der seit 1793 befiirchtet werden mufite. Konig
Friedrich Wilhelm II. beauftragte ihn dariiber hinaus, die Verpflegung
der durch Franken marschierenden osterreichischen und preuBischen

) Hans Haussherr, Hardenbergs Reformdenkschrift Riga von 1807, in: HZ 157,
1936, 267-308. Von dieser Arbeit, die Klage dariiber fiihrt, daB ,,Hardenberg seinen
Staat von dem Weg zu den Miittern des deutschen Wesens, den er unter Steins Fiih-
rung schon angetreten hatte, wieder fortgefiihrt hat zu fremden Gottern®, ist man
heute stellenweise peinlich beriihrt. Dennoch soll sie hier als Baustein der Harden-
berg-Forschung, der sie bleibt, nicht ibergangen werden.

62) Ebd. 274.

63) Vgl. Hans Haussherr, Hardenberg. Eine politische Biographie. T. 1: 1750-
1800. Hrsg. v. Karl Erich Born. (K6Iner Historische Abhandlungen, 8.) Kéln/Graz
1963, 99ff.
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Truppen zu organisieren. Aus solchen Verwicklungen in die grofie Po-
litik erwuchs schlieBlich 1795 Hardenbergs Tatigkeit als Unterhéndler
beim AbschluB des preuBisch-franzésischen Friedens von Basel.5%)

Hardenberg war aulerdem herausgefordert, als es galt, die Sicherheit
der preuBlischen Monarchie gegen einen Umsturz von innen unter Be-
weis zu stellen.

In der preuBischen Beamtenschaft iiberwog die Vorstellung, eine
Umwilzung, wie sie in Frankreich geschah, sei in PreuBen nicht erfor-
derlich, weil der aufgekldrte Absolutismus bereits die Einhaltung von
Vernunftgrundsétzen garantiere, die in Frankreich gegen die Monarchie
hatten durchgesetzt werden miissen.®%) Entsprechend fiihlte man sich
nicht existentiell bedroht. Hardenberg aber, der, in heftigen Auseinan-
dersetzungen mit dem Adel Frankens, dafiir kdmpfte, die Errichtung
der geschlossenen Landesherrschaft in den Markgrafschaften Ansbach
und Bayreuth durchzusetzen%®), scheute sich gleichzeitig nicht, meh-

64) Vgl. Willy Real, Der Friede von Basel, in: BaslerZ 50, 1951, 27-112; 51, 1952,
115-228; Haussherr, Hardenberg (wie Anm. 63), T. 1, 142-188.

65) Der absolutistische Monarch selbst wurde als der Garant dafiir hingestellt, dafl
im Land verniinftig, d. h. derart gesetzformig regiert werde, als bestehe bereits eine
von der monarchischen Gewalt getrennte Legislative. Vgl. Fragment iiber den Cha-
rakter der preuBischen Monarchie, in: Jbb. der preufischen Monarchie unter der
Regierung Friedrich Wilhelms des Dritten. Bd. 1. Berlin 1799, 161f. Das Bild des
Monarchen als Verkiinders der durch die Vernunft einsichtigen Naturgesetze des
menschlichen Zusammenlebens gemahnt wieder an den Physiokratismus. Des Mi-
nisters von Struensee sicherlich zum Zweck, im diplomatischen Verhandlungspo-
ker mit einer iiberraschenden Formulierung aufzuwarten, gegeniiber einem franzo-
sischen Gesandten geprigte Formel von dem Konig von Preuflen, der die Revolu-
tion von oben nach unten ,,auf seine Weise* verwirkliche, spiegelt dennoch von die-
ser SelbstgewiBheit des aufgekldrten Absolutismus etwas wider. Vgl. Bericht des
franzosischen Gesandten Otto an Talleyrand, Berlin, 13.August 1799, in: Paul
Bailleu (Hrsg.). Preuen und Frankreich. Diplomatische Correspondenzen. T.1
(1795-1800). (Publicationen aus den K. Preuffiischen Staatsarchiven, 8.) Leipzig
1881, 505f. Noch 1819 behauptet Wilhelm von Humboldt in seiner Denkschrift
iiber eine sténdische Verfassung fiir Preufien, daf ,,Eingriffe der Krone*, gegen die
eine Reprisentation in Opposition zu treten haben wiirde, in Preuflen nicht zu be-
fiirchten seien. Er schiebt alles auf ein ,,Ansichreissen und Umsichgreifen der
Staatsbehorden®, gegen das eine Opposition schon eher nétig werden konnte;
Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 12, 227. Dieser Unterschied
zwischen Krone und Staat ist jedoch moglicherweise nur taktisch bedingt, um den
Konig zu gewinnen.

66) Vgl. Hanns Hubert Hofmann, Adelige Herrschaft und souveriner Staat. Stu-
dien iiber Staat und Gesellschaft in Franken und Bayern im 18. und 19. Jahrhundert.
(Studien zur bayerischen Verfassungs- und Sozialgeschichte, 2.) Miinchen 1962.
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rere im Dienst dieses Adels stehende Kreisgesandte demokratischer
Gesinnungen zu bezichtigen. Thnen komme es darauf an, so behauptete
er 1797, ,die Teutsche Verfassung auf metaphisische Sitze der Men-
schen- und Staatsrechte mittels der unité et indivisibilité a la francgaise
neu zu erbauen und insonderheit dem Emporkommen des Hauses Bran-
denburg durch jene Einheit und Gesammtheit auf alle ersinnliche Weise
entgegen zu streben®.67)

Spitestens in Franken 148t sich Hardenbergs wache Aufmerksamkeit
fiir Fragen der 6ffentlichen Meinung nachweisen. Hierin war dem Mi-
nister, der seine Prigung in der Ara des aufgeklirten Absolutismus er-
halten hatte, die Praxis z.B. Osterreichs und Bayerns vorangegangen,
wo man nicht nur daran interessiert war, die Stimmung fiir oder wider
Reformpline der Regierung zu erfassen, sondern eine geeignete ¢ffent-
liche Meinung sogar zu mobilisieren.®®) Kaiser Leopold II. nutzte sei-
nen geheimen Dienst nicht allein dazu, die 6ffentliche Meinung auszu-
horchen, sondern auch dazu, sie zu beeinflussen.®®) Noch fast zwei
Jahrzehnte spiter hat Wilhelm von Humboldt diese Zwei-Wege-Kom-
munikationsfunktion der Geheimpolizei mit den Worten beschrieben:
,,Es kommt ... bei diesem Theile der Polizei nur darauf an, die 6ffentli-
che Meinung zu beobachten, um zu erfahren, was derselben zusagt, und
wohin sie gerichtet ist. Alsdann kann sie auf Berichtigung der Irrthii-

67) Meyer, PreuBens innere Politik (wie Anm. 41), 65. Vgl. auch Erwin Riedenauer,
Reichsverfassung und Revolution. Zu Personlichkeit und Politik des frankischen
Kreisgesandten Friedrich Adolph v. Zwanziger, in: ZBLG 31, 1968, 148. Die fréin-
kische Kreisversammlung hatte guten Grund, weder Berlin noch Wien allzusehr zu
trauen. Das mufte noch keineswegs etwas mit demokratischen Grundsitzen zu tun
haben, sondern nur damit, daB die egoistische Politik der beiden Grofiméchte als
das durchschaut wurde, was sie war.

68) 1759 iibernahm der theresianische Reformbeamte Gerard van Swieten den Vor-
sitz in der osterreichischen Zensurkommission. Vgl. Grete Klingenstein, Staatsver-
waltung und kirchliche Autoritit im 18.Jahrhundert. Das Problem der Zensur in der
theresianischen Reform. Miinchen 1970, 187.

69) Vgl. Denis Silagi, Jakobiner in der Habsburgermonarchie. Ein Beitrag zur Ge-
schichte des aufgeklirten Absolutismus in Osterreich. (Wiener Historische Studien,
6.) Wien/Miinchen 1962, 88f.: ,,Angesichts der schwierigen staatsrechtlichen Lage
im Stephansreich wurde [Kaiser Leopolds II.] Taktik den Biirgern und Bauern Un-
garns gegeniiber in einer eigenartigen Weise angewandt: Aus den Bevolkerungs-
schichten, die Leopold durch seine Reformen begiinstigen wollte, wurden ihm Ge-
suche unterbreitet, in denen die Bittsteller vom Monarchen erflehten, was ihnen
dieser hatte einfliistern lassen; die Bittsteller wurden dabei in dem Glauben gehal-
ten, sie handelten auf eigenen Antrieb, so daf} sie in subjektiver UngewiBheit auf
die Entscheidung Leopolds warteten.*
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mer in derselben mit hinwirken ...“79) | Offentlichkeit* beschrinkte
sich im deutschen Sprachraum vor 1815 dabei weitgehend auf jene
kleine Schicht von Gelehrten, Journalisten, Advokaten, Richtern, Be-
amten und GroB3kaufleuten, die einerseits dazu diente, den Entschliissen
der Obrigkeit ein Echo zu verschaffen, andererseits mit den Ausfiih-
rungsgehilfen dieser Obrigkeit groBenteils identisch war.”!) Schon dar-
aus wird versténdlich, dal — erst recht in dem kleinrdumigen Franken —
die Staatsreformer groBenteils ihre eigenen publizistischen Agenten
waren: ,,Organisatoren der Verwaltungsreformen und ihre Propagandi-
sten waren in den meisten Fallen noch identisch. Ein neuer Beamtenty-
pus bildete sich heraus, der — selbst in intellektuelle publizistische Dis-
kurse eingebunden und sicherlich nicht unbeeinfluit von der Revoluti-
onspropaganda — mit dem Interesse an umfassenden Reformen ein ho-
hes VerantwortungsbewuBtsein gegeniiber der Offentlichkeit verband.
Deren Akklamation oder Kritik entschied quasi substituidr fiir eine
Volksvertretung iiber Scheitern oder Gelingen des Verwaltungshan-
delns; ihre Zustimmung muBte daher erworben werden.“72)

Im Verlauf der dreiBigjahrigen Amtstitigkeit Hardenbergs fiir den
preuBischen Staat hat sich die Zusammensetzung der Offentlichkeit ge-
wandelt. Der Mobilisierungsschub der Befreiungskriege, ausgelost, als
sich die Regierungen zu direkten Appellen an das ,,Volk* veranlaBt sa-
hen, und die VergroBerung des preuBischen Territoriums um Gebiete, in
denen das franzosische Recht galt, lieBen Ansitze einer autonomen Of-
fentlichkeit entstehen, die sich nicht mehr mit der Rolle begniigte,
Echowand fiir die Proklamationen einer weisen Regierung zu sein.
Vielmehr wurde jetzt die 6ffentliche Meinung aus einem Korrigendum
zum Korrektiv. Die Offentlichkeit muBte nicht mehr erzogen werden,

70y Wilhelm von Humboldt, Antwort des Staatsministeriums auf die Kabinettsorder
vom 11.Januar 1819, in: ders., Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 12, 340.
71y Und die sich zum Teil noch als Arkanoffentlichkeit formieren mufite. Exempla-
risch bleibt immer noch die Berliner Mittwochsgesellschaft. Vgl. Giinter Birtsch,
Die Berliner Mittwochsgesellschaft, in: Hans Erich Bodecker/Ulrich Herrmann
(Hrsg.), Uber den ProzeB der Aufkldrung in Deutschland im 18.Jahrhundert. Perso-
nen, Institutionen und Medien. (Veroffentlichungen des Max-Planck-Instituts fiir
Geschichte, 85.) Gottingen 1987, 94—112. Zur Zusammensetzung der ,Offentlich-
keit um 1800 vgl. Hans-Ulrich Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte. Bd. 1:
Vom Feudalismus des Alten Reichs bis zur Defensiven Modernisierung der
Reformira. Miinchen 1987, 326-331.

72) Hofmeister-Hunger, Pressepolitik (wie Anm. 2), 70f.
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ihr Urteil erhielt vielmehr plétzlich richtende Kraft.”?) Dennoch hielt
man im Umkreis Hardenbergs an der Absicht fest, Pressefreiheit wo-
moglich nur fiir die Dauer der Befreiungskriege zu gewihren.’#) Nach
wiederholten Unwillensduerungen Konig Friedrich Wilhelms III. ge-
gen seine Zeitung aber erklirte Joseph Gorres, der Herausgeber des
,,Rheinischen Merkur*, er habe ein ,heiliges Amt* zu verwalten. ,,Ich
mubB es nach meinem Gewissen fiithren, oder vollig niederlegen. Mir ist
es nicht gegeben, mich unter Zwang und Riicksichten geistig zu bewe-
gen; kann ich nicht linger meiner Uberzeugung folgen und mu8 ich ei-
nen anderen Richter als mein Gefiihl und meinen Takt befragen, dann
weicht der Geist von mir, und ich bringe kaum das Gewdhnliche zu
Stande.*“75) Mit dem Verbot des ,,Rheinischen Merkur* im Januar 1816
ging die erste, durch den Wettstreit mit Napoleon um den Gewinn der
offentlichen Meinung erzwungene Phase der Pressefreiheit in Preufen
zu Ende.76) Gorres griff zu anderen Mitteln der Bearbeitung der Offent-
lichkeit. So trieb er die rheinische Adressenbewegung voran, in der die
Gewihrung einer Verfassung mit Hilfe von Unterschriftenlisten gefor-
dert wurde, die tausende von Namen umfaften.””)

Hardenbergs Versuche, zu grundsitzlichen Regelungen zu kommen,
offenbaren Hilflosigkeit. Einerseits legte er sich bei der Vorbereitung
eines neuen Pressegesetzes im November 1815 auf die ,,Bewilligung
einer durch angemessene Bestimmungen geregelten PreBfreiheit” fest,
andererseits meinte er, es diirfe ,,die gefahrliche Licenz nicht linger ge-
duldet werden, mit welcher seit einiger Zeit mehrere politische Schrift-
steller und Journalisten das Publikum zum Miflvergniigen zu stimmen
suchen*.’8) Der Begriff ,,PreBfreiheit” deutet an sich schon in die Rich-
tung eines Grundrechts, wie es dann im Artikel IV, § 143 der Pauls-
kirchenverfassung niedergelegt worden ist. Solange aber von ihrer ,,Be-

73) Vgl. Franz Schneider, Pressefreiheit und politische Offentlichkeit. Studien zur
politischen Geschichte Deutschlands bis 1848. (Politica, 24.) Berlin 1966, 180.

74y Schneider, Pressefreiheit (wie Anm. 73), 193, spricht deshalb von Pressefreiheit
als einem ,,Provisorium®.

75) Gérres an Hardenberg, Zit. nach Paul Czygan, Zur Geschichte der Tageslitera-
tur wihrend der Freiheitskriege. Bd. 2. Leipzig 1911, 344f.

76y Vgl. Schneider, Pressefreiheit (wie Anm. 73), 199.

77y Vgl. Herbert Obenaus, Anfinge des Parlamentarismus in PreuBien bis 1848.
(Handbuch der Geschichte des deutschen Parlamentarismus.) Diisseldorf 1984, 91.
78) Hardenberg an Justizminister Kircheisen, 17. November 1815, zit. nach Fried-
rich Kapp, Die preuBische PreBgesetzgebung unter Friedrich Wilhelm IIL, in:
Arch. f. Gesch. d. deutschen Buchhandels 6, 1881, 188.
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willigung* die Rede war, blieb der Standpunkt vorherrschend, da3 alle
Freiheiten im nach wie vor absolutistischen Staat lediglich vom
Monarchen gewihrte Gefilligkeiten blieben. Der Nachsatz mufite voll-
ends die Frage aufwerfen, wie eine solche Einschridnkung der ,,geféhr-
lichen Licenz® mit der Pressefreiheit auch nur annéhernd in Einklang
gebracht werden konnte. Eine Neuregelung des Verhiltnisses von
Presse und Zensur blieb aber unerledigt, bis 1819, nach der Ermordung
August von Kotzebues durch den Studenten Karl Ludwig Sand und den
Karlsbader Beschliissen, schliellich in Hardenbergs Staatskanzleramt
— durch dessen Presseberater Maximilian Samson Friedrich Schoell —
ein Zensuredikt konzipiert wurde, das nicht nur das unter dem Justiz-
minister Johann Christof Woellner 1788 erlassene Edikt wiederauf-
nahm, sondern in manchen Passagen sogar iiber die nach der Karlsba-
der Konferenz verabschiedeten Beschliisse des Deutschen Bundes hin-
ausging. Der Ko6nig sanktionierte es am 18. Oktober 1819.7%) Vor allem
mit der zur Ausfithrung des Edikts erlassenen Instruktion an die Ober-
prasidenten wurde der Weg zuriick ins 18.Jahrhundert angetreten, in
dem Glauben, ,,die Denkweisen vermittelst restriktiver obrigkeitlicher
Schreibvorschriften bestimmen zu konnen*.8%) Hieran schlieBt sich die
Frage: War Hardenberg von der Gefihrlichkeit der ,,demagogischen
Umtriebe* iiberzeugt, oder kam er, wie eine Interpretation lautet, ledig-
lich den Angsten des Konigs und den Einfliissen der diese Angste schii-
renden ,,Hofpartei” um den Oberkammerherrn Fiirst Wittgenstein und
den Staatsrat Johann Peter Friedrich Ancillon entgegen, um damit an-
dere Teile seines Reformwerks zu retten?

Es scheint, daB Hardenberg in der Tat von der Gefihrlichkeit der Be-
wegung unter der deutschen Intelligenz iiberzeugt war. Am 27.Januar
1820 notierte er in seinem Tagebuch: ,,Abscheul[iches] Unwesen. 15—
16j[dhrige] Knaben aus Tertia sind verfiihrt, die Senatoren und Viter
des Vaterlands zu spielen.“8!) Wenige Wochen vorher waren die Mini-
ster Wilhelm von Humboldt und Karl Friedrich von Beyme wegen ihrer
rechtsstaatlichen Bedenken gegen die Demagogenverfolgung entlassen
worden.

Ein ganzes Jahr zuvor, am 11.Januar 1819, war eine Kabinettsorder
an das preuBlische Staatsministerium ergangen, die Hardenberg konzi-

79) Gesetz-Sammlung fiir die Koniglich Preuflischen Staaten 1819, 224 ff.
80) Hofmeister-Hunger, Pressepolitik (wie Anm. 2), 399.
81) GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 41, Bl. 25v.
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piert hatte. Wie er selbst vermerkt, war dies zur Umsetzung von Abre-
den geschehen, die auf dem Kongre von Aachen zwischen Harden-
berg und dem Osterreichischen Minister Fiirst Metternich getroffen
worden waren.$2) Denn nicht erst seit dem Attentat auf Kotzebue, das
am 28.Mirz 1819 stattfand, waren die Spitzen des Staates in Preuflen
von der Sorge beherrscht, dafl an den deutschen Universititen radikales
Gedankengut ausgebriitet werde, von dem eines Tages die Sicherheit
des koniglichen Throns erschiittert werden konnte. Auf dem Aache-
ner KongreB hatte der russische Staatsrat Alexander Demetrius Graf
von Stourdza ein ,,Mémoire sur I’état actuel de 1’ Allemagne* zirkulie-
ren lassen, in dem vor Umsturzideen im Erziehungswesen gewarnt
wurde.83) Die Kabinettsorder vom 11.Januar 1819 beklagte einen Geist
der Unruhe, der sich in Unzufriedenheit und im ,leidenschaftlichen
Verfolgen unbestimmter Ziele* duBere.34) In dem hier geduBerten Res-
sentiment gegen die zusehends verbreitetere, aber oft nur ,,halbe Bil-
dung der Volker“®), der an der Unzufriedenheit die Schuld gegeben
wurde, unterschied sich Hardenberg nicht mehr von den AuBerungen
jener Prediger und Beamten aus dem Kultusministerium, die der Konig
personlich mit der Bekdmpfung des ,,Zeitgeistes* beauftragt hatte.36)
Es ist schwer vorstellbar, daf3 Hardenberg, der sicherlich durch russi-
sche und osterreichische Einfliisse einen Anstof3 erhielt, nicht auch per-
sonlich inzwischen von der Schidlichkeit des Geistes der Unruhe iiber-
zeugt war. In anderen Féllen hat er, wenn Dissens zum Konig oder an-
deren Personen bestand, deren Einfluf sich Hardenberg fiigen mufte,
diesen Dissens durchaus dem Tagebuch anvertraut.87) Statt irgendwo

82) Ebd. BI. 18.

83) Vgl. Denkschrift iiber den gegenwirtigen Zustand Deutschlands. Nach dem zu
Aachen im Monate November 1818 erschienenen: Mémoire sur I’état actuel de
I’Allemagne, Frankfurt am Main, im December 1818, in der Andrdischen Buch-
handlung, und Thomas Stamm-Kuhlmann, Konig in Preulens grofier Zeit. Friedrich
Wilhelm II1., der Melancholiker auf dem Thron. Berlin 1992, 430.

84) Zit. nach Heinrich von Treitschke, Deutsche Geschichte im neunzehnten Jahr-
hundert. T. 2: Bis zu den Karlsbader Beschliissen. ND Konigstein im Taunus 1981,
492.

85) Zit. nach Matthew Levinger, Hardenberg, Wittgenstein, and the Constitutional
Question in Prussia 1815-1822, in: German Hist. 8, 1990, 270.

86) Vgl. Stamm-Kuhlmann, Konig in PreuBlens groflier Zeit (wie Anm. 83), 444—
449,

87) Vgl. die Schilderung vom Wiener Kongre; GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Har-
denberg L 37, BI. 10.
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festzuhalten, daB er mit dem Konig iiber die Gefahrlichkeit der ,,dem-
agogischen Umtriebe im Dissens war, hat Hardenberg vielmehr eigen-
hindig am 6. Dezember 1819 die Kabinettsorder konzipiert, mit der der
Konig die staatspolizeiliche Ministerialkommission einsetzte. Harden-
berg stellte sich selbst an ihre Spitze. Zweck der Kommission war es,
die Untersuchungen gegen die Demagogen von den rechtlichen
Schranken zu befreien, die bestanden, solange Angehorige des Justiz-
apparats nach justitiablen Vergehen suchten. Fiir Verhore, die der blo-
fen Priavention dienten, hatten sich Berufsrichter als ungeeignet erwie-
sen. Hardenberg kannte hier keine rechtsstaatlichen Bedenken, und der
Konig deckte ihn. Unter der Aufsicht dieser Ministerialkommission
fanden z.B. die beriichtigten Untersuchungen gegen Ernst Moritz
Arndt und die Briider Welcker statt. Die Ministerialkommission fiihrte
das Siegel des Staatskanzleramts, in dessen Gebzude sich auch ihre Ex-
pedition und Registratur befanden.88)

IV. Die Repriisentation

Sosehr die Physiokraten das Gewicht der 6ffentlichen Meinung beto-
nen, sowenig folgern sie daraus, dafl diese o6ffentliche Meinung einen
Weg finden muB, sich in Gesetzesform niederzuschlagen. Statt dessen
ist es Aufgabe des aufgekldrten Monarchen, fiir diese Umsetzung zu
sorgen. So schrieb Louis-Sébastien Mercier 1787: ,Les bons livres dé-
pendent des lumieres dans toutes les classes du peuple; ils ornent la vé-
rit€. Ces sont eux qui déja gouvernent 1I’Europe; ils éclairent le gouver-
nement sur ses devoirs, sur sa faute, sur son véritable intérét, sur I’opi-
nion publique qu’il doit écouter et suivre: ces bons livres sont des mai-
tres patients qui attendent le réveil des administrateurs des Etats et le
calme de leurs passions.“89) Das bedeutete: ,,Wihrend die englischen
Zeitgenossen den public spirit als eine Instanz verstanden, die die Ge-
setzgeber zur Legitimation zwingen kann, setzt sich in Frankreich die
Isolierung der Gesellschaft vom Staat noch darin fort, daf§ in den Kop-

88) Vgl. Wolfram Siemann, ,Deutschlands Ruhe, Sicherheit und Ordnung.” Die
Anfinge der politischen Polizei 1806-1866. (Studien und Texte zur Sozialge-
schichte der Literatur, Bd. 14.) Tiibingen 1985, 186 ff.

89) Louis-Sébastien Mercier, Notions claires sur les gouvernements. Amsterdam
1787, VIAL., zit. nach Jiirgen Habermas, Strukturwandel der Offentlichkeit. Unter-
suchungen zu einer Kategorie der biirgerlichen Gesellschaft. 3. Neuaufl. Frankfurt
am Main 1993, 169.
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fen dieser Intellektuellen die kritische Funktion der opinion publique
von der legislativen streng getrennt bleibt.*“90)

Die Franzosische Revolution hat diese Schranken niedergerissen.
Unterstellen wir aber, Hardenberg sei ein Schiiler der Physiokraten,
welche Haltung zur politischen Reprisentation nahm er dann ein?
Folgte fiir ihn aus der Einsicht in die Notwendigkeit einer Beteiligung
der Offentlichkeit der Schiu8, diese Offentlichkeit miisse sich so, wie in
den Spalten der Zeitungen, auch auf den Tribiinen des Parlaments arti-
kulieren diirfen?

Als 1812 in Preuflen zum ersten Mal eine ,,interimistische National-
reprasentation” zusammengetreten war, wurden ihre Sitzungsproto-
kolle nicht publiziert, und ein Deputierter beklagte sich, man habe, von
der offentlichen Titigkeit bei der Kriegsschuldenkommission abgese-
hen, bisher ,,in einer Art von Inkognito* getagt. ,,Das inldndische Publi-
kum habe in dieser Qualitat [als Nationalreprdsentanten, T. S.-K.] we-
nig, das auslidndische gar keine Notiz von ihnen genommen.“91)

Als die Nationalreprisentation dann, nach gewonnenem Befreiungs-
krieg, ihre zweite Sitzungsperiode abhielt, versuchte sie vergeblich,
Ausziige aus den Debatten veroffentlichen zu lassen; die Regierung
legte ... durch Weigerung der Druckerlaubnis auch die bescheidensten
Versuche, auf das Publikum zu wirken, sehr bald lahm*“.

Nach der Einschétzung von Alfred Stern, der als erster die einschli-
gigen Akten benutzt hat, konnte dies gar nicht anders sein: ,,Sollte die
Versammlung bleiben, wozu sie bestimmt war, so mufBite verhindert
werden, daB sich eine 6ffentliche Meinung fiir sie bildete, dafl die Re-
prasentanten ihre Kommittenten fiir sich aufrufen und diese in ihnen
ihre Wortfiihrer sehen konnten.*92)

Wozu aber war die Versammlung bestimmt? Herbert Obenaus: ,,In
den Reprisentationspldnen Hardenbergs stehen kurzfristige Proviso-
rien und auf Dauer zu bildende Einrichtungen nebeneinander.“9%)
Selbstverstdndlich war auch Hardenberg ein Lernender, und es wire
unverniinftig anzunehmen, daf sich zwischen den ersten Formulierun-

90) Ebd.

91y Alfred Stern, Die preufiische Verfassungsfrage 1807-1815, in: ders., Abhand-
lungen und Aktenstiicke zur Geschichte der preulischen Reformzeit. Leipzig 1885,
198.

92) Ebd. 207

93) Obenaus, Anfinge (wie Anm. 77), 60.
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gen in der Denkschrift von Riga®) und seinen schriftlich ausgearbeite-
ten Verfassungspldnen von 1819 kein Wandel vollzogen haben
sollte®3), zumal da Hardenberg als einziges Vorbild das napoleonische
Frankreich und Napoleons Modellstaaten hatte, er aber, anders als Na-
poleon, nicht auf den Triimmern des Alten aufbauen konnte, sondern
die Michte des Alten, zumindest in der Person des Konigs, noch fiir
sich gewinnen mufBte.

Das Finanzedikt vom 27. Oktober 1810, in dem Hardenbergs erstes
Verfassungsversprechen enthalten ist), legt es nahe, da Hardenberg
mit diesem und den folgenden Versprechungen in erster Linie daran
dachte, die Besorgnisse der Finanzwelt auszurdumen, sie habe keinen
Einblick in das Finanzgebaren des Staates. In der Forschung der letzten
Jahre ist der Zusammenhang zwischen Représentation und Staatskredit
mehrfach unterstrichen worden.®”) Noch im preuBischen Heereskon-
flikt der 1860er Jahre ist erkennbar, wie eng die finanzpolitischen Voll-
machten des Parlaments ausgelegt werden konnen, so daB tatsdchlich
aufler Steuerfestsetzung und Etatbewilligung keine Kompetenzen iib-
rigbleiben, vielmehr die Krone sich wesentliche Gestaltungsmoglich-
keiten wie jene der Entscheidung iiber die Truppengliederung vorbe-
hélt.

Wir wissen, dal Hardenberg bereits die Absicht hatte, vom Wiener
Kongre3 mit einem fertigen Verfassungsentwurf fiir die preuflische
Monarchie heimzukehren, zu dessen zentralen Bestandteilen eine, wie
auch immer geartete, Représentation fiir die gesamte preuBische Mon-

94) ,,Die Nation mit der Staatsverwaltung in nihere Verhiltnisse zu bringen, sie
mehr damit bekannt zu machen und dafiir zu interessieren, ist allerdings heilsam
und nétig. Die Idee einer Nationalreprésentation, so wie sie von dem Herrn von Al-
tenstein gefafit ist, ohne Abbruch der monarchischen Verfassung, ist schon und
zweckmaBig ... Durch die Amalgamierung der Représentanten mit den einzelnen
Verwaltungsbehorden wird sie den Nutzen gewihren, ohne den Nachteil zu haben.
Sie soll keinen besondern konstitutiven Korper, keine eigene Behorde bilden®;
Winter (Hrsg.), Reorganisation (wie Anm. 1), 318.

95) Daran erinnert zu Recht Paul Nolte, Staatsbildung als Gesellschaftsreform.
Politische Reformen in Preuen und den siiddeutschen Staaten 1800-1820. (Histo-
rische Studien, 2.) Frankfurt am Main 1990, 34.

96) Gesetz-Sammlung (wie Anm. 79), 1810, 31.

97y Vgl. Hanna Schissler, PreuBische Finanzpolitik nach 1807. Die Bedeutung der
Staatsverschuldung als Faktor der Modernisierung des preu8ischen Finanzsystems,
in: GG 8, 1982, 367-385; Alexander von Witzleben, Staatsfinanznot und sozialer
Wandel. Eine finanzsoziologische Analyse der preuBischen Reformzeit zu Beginn
des 19.Jahrhunderts. (Studien zur modernen Geschichte, 32.) Stuttgart 1985, 165.
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archie gehort hatte. Fiir die Zeitgenossen waren parlamentarische Ver-
handlungen, iiber die berichtet werden konnte, der notwendige Zwil-
ling der Pressefreiheit.”®) Fiir Hardenberg ergab sich aus der Titigkeit
einer reprasentativen Versammlung das gleiche Dilemma, das ihm die
Presse bot. Wie die Presse ein verstirkendes Echo seiner gouvernemen-
talen Verlautbarungen bieten sollte — und wie er meinte, dal sie sich
gleichzeitig nicht zuviel herausnehmen diirfe —, so hat er sicherlich ge-
hofft, daB eine Représentation die Gesellschaft so an den Staat binden
konnte, daB sein Reformprogramm verstirkt wiirde, und andererseits
iber Wege nachgesonnen, den spontanen Gestaltungswillen einer sol-
chen Versammlung zu bremsen. Seine Behandlung der interimistischen
Reprisentation hatte bewiesen, daf er informelle Mittel anzuwenden
verstand, um die Verhandlungen auf die Themen einzuschranken, die er
verhandelt wissen wollte. Es bedarf dabei nicht der These von Reinhart
Koselleck, Hardenberg und seine Mitreformer hitten sich auf eine Ver-
schiebung des Verfassungsprojekts eingelassen, weil sie von den ge-
wihlten Vertretern einen konservativen Widerstand gegen ihre Gesell-
schaftsreformprojekte befiirchteten.®®) Nach Hardenbergs Verstindnis
von Offentlichkeit, die auch das Organ der 6ffentlichen Meinung, die
Reprisentation, einschlieBen muBte, hitte der Regierung das Recht zu-
gestanden, die Themenwahl der Debatten zu beeinflussen, so, wie auch
wihrend der Sitzungsperiode der interimistischen Nationalreprisenta-
tion wesentliche Reformedikte erlassen wurden, ohne diese Vertretung
einzuschalten. Denkbar wire allerdings, daB tatsichlich, wie Koselleck
annimmt, die Entscheidung, andere Reformprojekte vorzuziehen!0%),
eine Verzogerung der Verfassungsberatungen bis 1819 nach sich gezo-
gen hat, bis zu einem Jahr, in dem sich dann der Widerstand des Ober-
kammerherrn Fiirst Wittgenstein und sein und Metternichs lihmender
EinfluB auf den Konig formiert hatten. Ob die Entscheidung allerdings
jene enorme grundsitzliche Bedeutung hatte, die man ihr heute bei-

98) Vgl. Hofmeister-Hunger, Pressepolitik (wie Anm. 2), 329 ff.

99) Vgl. Koselleck, PreuBen (wie Anm. 4), 323.

100) Vgl. ebd. 278. Zu dieser Reihenfolge riet auch Wilhelm von Humboldt, als er
schrieb: ,,.Die Bemerkung diirfen wir nicht unterdriicken, dass, bevor es nicht ge-
lungen ist, das Gleichgewicht zwischen den Einnahmen und Ausgaben des Staates
herzustellen, es sehr gewagt seyn wiirde, zur wirklichen Einfithrung des heilsamen
Verfassungswerks zu schreiten...“ Von Humboldt entworfener Bericht des Staats-
ministeriums vom 26. August 1819 auf die KO vom 11.Januar 1819; Humboldt,
Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 12, 334.
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mif3t, ist fraglich und iibersieht, wie sehr Politik von der Hand in den
Mund lebt. AuBerdem spricht ein Zettel, den die Archivare dem Tage-
buch des Jahres 1817 zugeordnet haben, gegen Kosellecks These. Er
bietet uns eine Liste von Reformprojekten, und hier steht die ,,Verfas-
sung* noch obenan, vor einer Regulierung der Staatsschulden und der
Ausarbeitung eines Tilgungsplans, die tatsidchlich im Staatsschulden-
gesetz vom 17.Januar 1820 zustandegekommen sind, und noch vor ei-
ner Steuerreform sowie einer ,,Verfassung wegen des Ministerii, der
Ober Prisidenten, Prisidenten und Regierungen®.10!)

Abwegig erscheint auf jeden Fall die Vermutung, Hardenberg hitte,
um Widerstdnde des Adels und merkantilistisch gesonnener Kaufleute
zu umgehen, eine Verfassung schaffen konnen, in der reprisentative
Elemente weitgehend ausgeschaltet gewesen wiren.!02) Denn was,
wenn nicht die Abgrenzung der Kompetenzen verschiedener Gewalten
im Staat sollte Gegenstand eines Verfassungstextes sein, da an Grund-
rechten nur die Garantie der von den Besitzindividualisten fiir elemen-
tar angesehenen Rechte auf Eigentum und personliche Freiheit sowie
der Gleichheit vor dem Gesetz vorgesehen war?!93)

Am 16.Januar 1819 hat Hardenberg an Wilhelm von Humboldt, der
sich selbst dazu berufen fiihlte, der Autor der preuBischen Verfassungs-
urkunde zu werden, geschrieben: ,,Ich arbeite jetzt an einer Constitu-
tion, deren Beschleunigung der Kénig nun ernstlich will.*“104) Wir wis-
sen weiter, dal Hardenberg im Mai 1819 die Elemente einer solchen
Verfassung in die Form einer Kabinettsorder an ihn selbst gof8 und
hoffte, Konig Friedrich Wilhelm III. werde ihn mittels dieser Kabinetts-
order beauftragen, einen Verfassungsentwurf vorzulegen.!%%) Ein Un-
fall des Konigs, Sands Attentat und die Konferenzen von Teplitz, auf
denen Metternich die Revolutionsfurcht des Konigs schiirte, kamen da-
zwischen, schlieBlich die Karlsbader Beschliisse. Schon Paul Haake hat
darauf hingewiesen, dal Hardenberg bis zu seinem Tod den Kampf fiir

101y GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 40, Bl. 6.

102) Vgl. Nolte, Staatsbildung (wie Anm. 95), 106f.

103) Auch die siiddeutschen Verfassungsurkunden enthielten von Anfang an Rege-
lungen iiber die Zusammensetzung von Kammern, und diese Kammern wurden
auch sogleich gebildet.

104y Siegfried A. Kaehler, Wilhelm von Humboldt und der Staat. Ein Beitrag zur
Geschichte deutscher Lebensgestaltung um 1800. 2. Aufl. Gottingen 1963, 564f.
105) Gedruckt bei Alfred Stern, Geschichte Europas seit den Vertragen von 1815 bis
zum Frankfurter Frieden von 1871. Bd. 1. 2. Aufl. Stuttgart/Berlin 1913, 648-652;
vgl. Stamm-Kuhlmann, Konig in Preulens groler Zeit (wie Anm. 83), 431.
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die Einfiihrung einer gesamtstaatlichen Vertretung in Preufien nicht
aufgegeben hat.!06)

Unter dem Datum des 11.Juni 1821 erging an Hardenberg jene be-
kannte Kabinettsorder, die ihm zu verstehen gab, der Konig wolle vor-
laufig keine ,,neue Verfassungsurkunde“ erlassen und auch keine
~Reichsstinde” als Représentation der preuflischen Gesamtmonarchie
berufen, sondern vorldufig lediglich Provinzialstinde zusammentreten
lassen. Die SchluBformel: ,,Das Weitere wegen Zusammenberufung der
allgemeinen Reichsstinde bleibt der Zeit, der Erfahrung, der Entwick-
lung der Sache und meiner landesviterlichen Fiirsorge anheimgestellt*,
bedeutete in den Augen des Konigs nichts anderes als den Aufschub ei-
ner gesamtstaatlichen Verfassung mit zentraler Reprisentation auf un-
bestimmte Zeit.!97) Darauf hat Hardenberg am 4. Juli 1822 geantwortet,
indem er ausfiihrte: ,,So wie man bei einem neuen Gebéude iiber den
Zweck desselben und {iber das, was dieser erfordert, vor allen Dingen
im Reinen sein muf, so wie man einen vollstidndigen Plan dazu entwirft
und vor Augen hat, bevor man zur Ausfithrung schreitet, so schien mir
ein Entschluf iiber das Ganze nach den dlteren und neueren Verordnun-
gen im Voraus zu fassen ritlich.“!9%) Damit solite offensichtlich der
Konig einerseits beschwichtigt werden, dafl die Zentralrepréasentation
auch nach Hardenbergs Ansicht nicht sofort geschaffen werden miisse,
andererseits suchte er den Konig auf dem Weg tiber die Fixierung einer
Zukunftsplanung doch noch auf Reichsstinde festzulegen.

Was also in der Literatur weithin als Endpunkt des Verfassungs-
kampfes gilt, war in Hardenbergs Augen gar keiner. Er arbeitete weiter,
hat sich aber offensichtlich vorgenommen, vorldufig den Widerstand
der junkerlichen Reaktion gegen seine Pldne nicht mehr herauszufor-
dern. Am 22.Juli 1821 notierte er in sein Tagebuch: ,,Mémoire wegen
der griechischen Angelegenheit und eins wegen der Verfassungs Sache
dem Konig geschickt. Ich will die Opposition dadurch entkréften, dal
ich mich nicht mit ihr in Contestation weiter setze, da ich meine Mei-
nung gesagt habe.*!09) Daraus ist auch zu entnehmen, daB Hardenberg

106y Vgl. Paul Haake, Konig Friedrich Wilhelm III., Hardenberg und die preufi-
sche Verfassungsfrage. T. 4, in: FBPG 30, 1918, 179.

107) Das Konzept stammt vom Oberkammerherrn, Minister des koniglichen Hau-
ses und ehemaligen Polizeiminister Fiirst Wittgenstein. Vgl. Obenaus, Anfinge
(wie Anm. 77), 147.

108) Ebd. 149.

109) GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 42, BI. 68v.
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nicht an Riicktritt dachte, sondern hoffte, noch Zeit genug zu haben, um
seine Plane wieder voranzutreiben. Noch auf dem Kongrefl von Verona
beriet Hardenberg am 30. Oktober 1822 mit seinem treuen Mitarbeiter
Christian Rother und dem Generaladjutanten des Konigs, Job von
Witzleben, iiber die weiteren Agenda. Dabei wurde ,,beschlossen, die
Organis[ations] S[achen] hier nicht vorzubringen‘.!1%) Am 26. Novem-
ber war Hardenberg tot. Organisations-Sachen: damit konnten die bei-
den Entwiirfe einer ,,Allgemeinen Verordnung iiber die Landsténde in
der preuBischen Monarchie” und ein Gesetz gemeint sein, das fiir die
Mark Brandenburg und das Markgraftum Niederlausitz eine gemein-
same Stdndevertretung anordnen sollte. Beide Gesetze hatte der Konig
am 16.September 1822 Hardenberg noch einmal zur Begutachtung
vorgelegt, ein Bericht Hardenbergs ist nicht mehr erstattet worden.!1!)
Es konnte aber auch sein, da3 Hardenberg die Absicht hatte, die Frage
der Kommunalverfassung noch einmal aufzurollen. Eine Kommission
aus entschlossenen Reformern unter dem Vorsitz des Staatssekretirs
des Preuflischen Staatsrats, Karl Ferdinand Friese, hatte am 7. August
1820 Vorschlige fiir eine neue Stidte-, Landgemeinde- und Kreisord-
nung verabschiedet, die nach Hardenbergs eigenen Worten das ,,Funda-
ment der Verfassung® sein wiirden. Der Entwurf zur Kreisordnung sah
einheitliche Regelungen fiir den Westen und den Osten der Monarchie
vor und schuf eine Sonderklasse von ,stimmberechtigten Gutsbesit-
zern“, der ein Drittel der Kreisverordnetensitze garantiert werden
sollte. Das begiinstigte zwar den Grofigrundbesitz, als Kriterium war
jedoch allein der Wert des Grundeigentums, nicht jedoch adlige Geburt,
vorgesehen.!12) Der Konig hatte diese Vorschlige aber nicht vollzogen,
sondern sie noch einmal von einer neuen Kommission priifen lassen.
Die Zusammensetzung dieser Kommission und die Tatsache, daB der
Vorsitz an den fiir seine Adelsromantik bekannten Kronprinzen verge-
ben worden war, machten klar, dafl Friedrich Wilhelm III. an einer Fort-
fiihrung der Reformen im Duktus der Jahre 1807-1819 nicht mehr in-
teressiert war. Die Kommission hat denn auch die Kommunalgesetzent-
wiirfe abgelehnt!!3), und die Kommunalverfassung in den Landkreisen
blieb eine ungeloste Aufgabe.

110y Ebd. L 44, BI. 16.

1) Vgl. Obenaus, Anfinge (wie Anm. 77), 154f.
112) Vgl. ebd. 128, 133.

113) Vgl. ebd. 141.
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DaR die Verfassung zu Hardenbergs Lebzeiten nicht mehr zustande-
kam, ist — auf der Ebene der Personen — in erster Linie dem Konig zu-
zuschreiben, der sie nicht wollte, da er es als seinen Stolz betrachtete,
die oberste Gewalt im Staat ungeteilt zu erhalten und zu vererben.!4)
Immer noch ist frappierend, wie sehr in der ,,gesellschaftsgeschichtli-
chen Diskussion iiber den preuBischen Absolutismus der Wille des ab-
solutistischen Konigs einfach nicht in Rechnung gezogen wird, wie
sehr stindig iiber die Absichten aller moglichen Reformer, niemals aber
iiber die Absichten des Herrschers spekuliert wird.

Natiirlich aber stand der Konig im Bann gesellschaftlicher Kréfte,
und hier insbesondere des mirkischen Adels, schlieBlich auch unter
dem auswiirtigen EinfluB Metternichs.!!5)

Es ist aber unzutreffend, daB Metternich um jeden Preis eine preufi-
sche Verfassung fiirchtete; er fiirchtete lediglich eine Verfassung, die zu
viele Mitwirkungsrechte vorgesehen hitte. Eine Verfassung als Staats-
grundgesetz, das geholfen hitte, die preulische Monarchie gegen parti-
kularistische Tendenzen abzusichern, konnte ihm gleichgiiltig sein.
Eine solche, staatsgriindende und vereinheitlichende Funktion hatten in
erster Linie die siiddeutschen Verfassungen.!!%) Hardenberg also, dies
machen seine Tagebuchnotizen klar, verfolgte seine Plidne zur Staatsre-
form weiter. Wenn es auch nicht zutrifft, da3 er aus Enttduschung liber
die auch in der Bevolkerung anzutreffende Gegnerschaft gegen manche
seiner Reformpline die Konsequenz gezogen hitte, die Gesellschaft
von jeder Mitwirkung auszuschlieBen und sie statt dessen von oben
herab zu begliicken, bleibt andererseits die Tatsache der erstaunlichen
Skrupellosigkeit, mit der Hardenberg zu verschiedenen Zeiten bereit
gewesen ist, Repressionsmafinahmen zu ergreifen.

114 Der Konig schrieb in seinem Politischen Testament: ,,Ich habe die Konigl. Ge-
walt unbeschrinkt von meinen Vorfahren in der Krone ererbt und werde dieselbe
auch ungeschmilert meinem Nachfolger hinterlassen‘; Ernst Heymann, Das Testa-
ment Konig Friedrich Wilhelms II1., in: SB d. Preuischen Akad. d. Wiss., Philos.-
hist. Klasse. Berlin 1925, 157.

115y Vgl. zusammenfassend Eberhard Biissem, Die Karlsbader Beschliisse von
1819. Die endgiiltige Stabilisierung der restaurativen Politik im Deutschen Bund
nach dem Wiener Kongref§ von 1814/15. Hildesheim 1974.

116) Vel. Nolte, Staatsbildung (wie Anm. 95), 197.
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VI. Das Erziehungskonzept

Hardenbergs polizeilicher Arm traf die Beharrungs- wie die Bewe-
gungspartei, Anhénger des Alten wie Verkiinder des Neuen. Was seine
Autoritit gefahrdete, das verfolgte er. So handelte er bereits 1811, als er
dem Konig einredete, das Prestige des Monarchen stehe auf dem Spiel,
wenn dieser nicht die beiden Fiihrer der altstdndischen Opposition,
Friedrich August Ludwig von der Marwitz und den Grafen Friedrich
Ludwig Karl Finck von Finckenstein, verhaften lasse.!!”) Als eine Ver-
sammlung des Kreises Sehesten in Ostpreulen beschloB, durch ein
Edikt Hardenbergs angeordnete Steuern zu verweigern, bis man eine
Klarstellung vom Konig erhalten haben wiirde, lie8 Hardenberg zwei
adlige Wortfiihrer fiir mehr als einen Monat ins Gefdngnis sperren. Ein
anderer Anstifter, ebenfalls von Adel, wurde zu sechs Monaten Festung
verurteilt.!'8) Der frithere Polizeiprdsident von Berlin und spitere
Oberprisident am Rhein, Justus Gruner, wurde 1812 auf Hardenbergs
Betreiben in Prag verhaftet, weil seine konspirativen Aktivititen gegen
die franzosische Besatzungsherrschaft Hardenbergs gutes Einverneh-
men mit Napoleon gefihrden konnten.!1?)

Nicht zuletzt stammt von Hardenbergs eigener Hand eine ,,Instruc-
tion wegen Verwaltung der hoheren und geheimen Polizey“, die an
Gruners Nachfolger im Amt des Chefs der Geheimpolizei, den Fiirsten
Wittgenstein, gerichtet war. Darin wurde die urspriinglich zur Bekdmp-
fung der franzosischen Spionage geschaffene Geheimpolizei auf den
inneren Feind umgelenkt. Die ,,hdhere Polizei hatte Weisungsrecht ge-
geniiber den Landespolizeibehorden und durfte die Post iiberwachen,
wozu ihr der Generalpostmeister Hilfe leisten muBte.!2%) Nur dadurch
war es Wittgenstein moglich, unmittelbar nach dem Sandschen Atten-

17y Vgl. Friedrich Meusel, Friedrich August Ludwig von der Marwitz. Ein mérki-
scher Edelmann im Zeitalter der Befreiungskriege. 3 Bde. Berlin 1908-1913, hier
Bd. 1, 534; Immediatbericht Hardenbergs, Berlin, 23.Juni 1811, und Kabinettsrat
Albrecht an Hardenberg, Berlin, Potsdam, 24.Juni 1811, in: ebd. Bd. 2, 24-27.

118) Robert Berdahl, The Politics of the Prussian Nobility. Princeton 1988, 125;
Ernst Klein, Von der Reform zur Restauration. Finanzpolitik und Reformgesetz-
gebung des preuBischen Staatskanzlers Karl August von Hardenberg. (Veroffent-
lichungen der Historischen Kommission zu Berlin, 16.) Berlin 1965, 39.

119) Vgl. Siemann, ,,.Deutschlands Ruhe* (wie Anm. 88), 70f.

120) GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Albrecht Nr. 5. Vgl. Siemann, ,Deutschlands
Ruhe* (wie Anm. 88), 69.
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tat, noch vor den Karlsbader Beschliissen, den Konig mit aufgefange-
nen Briefen aus dem akademischen Milieu zu versorgen.!2})

So ist daher die Frage aufgeworfen worden: ,,In modern Western
political culture, the ideals of democracy and freedom of speech are ...
closely associated ... perplexing is that Hardenberg, even after support-
ing stringent censorship decrees, continued to insist on the need for a
constitution.“!22) Ob man zur Erkldrung das harmonistische Denken
der preuBischen Aufkldrergeneration um Carl Gottlieb Svarez be-
miiht!23), oder ob man auf den instrumentalen Charakter verweist, den
die Reprisentation bei einem Physiokraten wie Turgot hat, wo sie dem
Zweck dienstbar gemacht wird, fiir den Herrscher Zustimmung zu er-
zeugen, festzuhalten ist, daB das Freiheitsverstindnis Hardenbergs be-
vormundend und paternalistisch war.

Damit aber befand er sich in Ubereinstimmung mit dem groBten Teil
der hoheren Beamtenschaft Preufiens, und zwar iiber die Fraktionsgren-
zen hinweg. So mag es sehr wohl sein, da3 Hardenbergs Mitarbeiter im
Staatskanzleramt eine untypische Gruppe innerhalb des Staatsapparats
darstellten und daf sie sich mit der Entschiedenheit ihres Modernisie-
rungswillens deutlich von der Umgebung unterschieden.!24) In dem
Gedanken, dal man die Menschen durch Erziehung weiterzubringen
habe, sei es nun zu hoherer wirtschaftlicher Leistungsfahigkeit oder
aber zu einer vollig neuen Zivilisationsstufe, stimmten sogenannte kon-
servative und sogenannte radikalliberale Beamte iiberein.

Es kommt nun allerdings darauf an, was man unter ,,Erziehung* ver-
steht. Auch Humboldts Schrift von 1792 verleugnete den Erziehungs-
gedanken nicht. Nur ging Humboldt damals davon aus, daf} die Erzie-
hung gerade in der Abwesenheit aller lenkenden Einfliisse bestehen
miisse, so dafl das Ungesteuerte, von jeder Finalitdt Freie der Entwick-
lung die Individuen zwinge, ihre Krifte zu entfalten. Eine dhnliche Ab-
sicht steht dahinter, wenn Hardenberg es ablehnte, wirtschaftlichen
Protektionismus zu betreiben. Als schlesische und Berliner Baumwoll-

121 Vgl. Stern, Geschichte Europas (wie Anm. 105), Bd. 1, 559.

122) Levinger, Hardenberg (wie Anm. 85), 260.

123) Ebd. 274, mit Hinweis auf Svarez’ Kronprinzenvortrige, in denen ausgefiihrt
wird, daB der Herrscher, vorausgesetzt, er habe ,richtige Begriffe®, kein Interesse
haben kann, das dem Interesse des Volkes zuwider ist.

124) Vgl. Barbara Vogel, Allgemeine Gewerbefreiheit. Die Reformpolitik des preu-
Bischen Staatskanzlers Hardenberg 1810-1820. (Kritische Studien zur Geschichts-
wissenschaft, 57.) 73-96.
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und Seidenfabrikanten 1815 in Eingaben forderten, auslidndischen
Konkurrenten keine Einfuhrpiésse fiir fremde Tuche mehr zu erteilen,
erteilte ihnen Hardenberg den folgenden Bescheid: ,,Wie unentbehrlich
... der Wetteifer mit dem Auslande unseren inldndischen Fabriken sei,
beweist die Langsamkeit, womit noch immer im Auslande lingst be-
kannte Verbesserungen in der Fabrikation bei uns Eingang finden ... Es
sind Fille vorgekommen, wo Personen, die sogar in den preulischen
Staaten ihre erste Bildung genossen haben, in den Osterreichischen
Baumwollmanufakturen auf bloen Privatbetrieb Verbesserungen aus-
gefiihrt haben, die bei uns aller Begiinstigung der Regierung ungeachtet
noch nicht einheimisch geworden sind.“!25) Eine mdglichst rasche An-
ndherung an die Verhiltnisse des Freihandels begriindete er zwar auch
mit dem Interesse der Verbraucher an sinkenden Preisen, aber eben
auch mit dessen erzieherischer Wirkung.

Einen Grenzfall stellt es dar, wenn Humboldt in seinen Denkschrif-
ten, die er 1819 zu der Frage beisteuerte, ob Preulen eine Verfassung
bekommen sollte, die eine gesamtstaatliche Reprisentation vorsehen
wiirde, einen stufenweisen Aufbau der Reprisentationsorgane mit dem
Erziehungsgedanken begriindete.'2%) Hier findet sich nicht der Effekt,
den unmittelbares sofortiges Ausgesetztsein verursacht, sondern hier
beobachten wir einen geplanten Prozefl des langsamen Gewohnens.
Humboldt ist zu diesem Zeitpunkt dem Freiherrn vom Stein besonders
dhnlich gewesen.

Die Nagelprobe auf das Erziehungskonzept aber stellt ein anderer
Fall dar, bei dem im Zuge der von der Reform angestrebten Aufhebung

125) Hardenberg an die Reichenbacher Baumwollfabrikanten, Wien, 15. Mai 1815,
abgedr. in: Hermann Oncken (Hrsg.), Vorgeschichte und Begriindung des Deut-
schen Zollvereins 1815-1834. Akten der Staaten des Deutschen Bundes und der
europdischen Méchte. Bd. 1. Berlin 1934, 27f.

126) _Es ist daher nichts gleich nothwendig, als das Interesse stufenweise an die im
Staate vorhandenen einzelnen Biirgergemeinheiten zu kniipfen, es dafiir zu erwek-
ken, und dem schon iiberhaupt an Staatsbegebenheiten vorhandenen diese Rich-
tung zu geben, und es so allméhlig zum Allgemeinen aufsteigen zu lassen. Denn al-
lein durch Erziehung des Volkes zur Einsicht und That kann eine Staatsverfassung
begriindet und belebt werden, und diese Erziehung bewiirken Einrichtungen, die
der Thitigkeit des Einzelnen einen freien Spielraum anweisen, und ihm Gelegen-
heit geben zur Sammlung von Erfahrungen, die ihn aber erst dahin fiihren, die An-
gelegenheit seiner Gemeinde zu verwalten, und so den Grund legen zur Empfing-
lichkeit fiir die Liebe zum Allgemeinen®; Denkschrift iiber stindische Verfassung,
Oktober 1819, in: Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 12, 398f.
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der Standesschranken eine Bevolkerungsgruppe von ihrer Sonderexi-
stenz befreit und in die preufische Gesellschaft integriert werden
muBte: die Juden. Seit Christian Wilhelm Dohms Schrift ,,Uber die biir-
gerliche Verbesserung der Juden im Jahre 1781 die Diskussion ange-
stofen hatte, vertrat ein grofler Teil der Stellungnahmen den Stand-
punkt, die Juden hitten sich, bevor sie mit vollen Biirgerrechten ausge-
stattet werden konnten, einer Probe ihrer Integrations- und Anpas-
sungsbereitschaft zu unterziehen. So auch innerhalb der preufischen
Verwaltung, wo der Minister Friedrich Leopold von Schroetter dem
Konig 1808 den Entwurf eines Gesetzes iiber die Gleichstellung der Ju-
den unterbreitet hatte. In den Gutachten, die innerhalb der Biirokratie
entstanden, wurde erwogen, den Juden durch Aufhebung aller Zwinge
die ,,natiirliche Freiheit* wiederzugeben, die man ihnen seit Generatio-
nen vorenthalten hatte. Doch schien mehreren Beamten ein ,,Sprung
von der hochsten Unterdriickung zur vollen Freiheit* zu gro8. Man ar-
gumentierte: Die Unterdriickung habe ,,nun einmal die Juden nieder-
trachtig gemacht, und die plotzlich erteilte Freiheit kann nicht den na-
tiirlichen Menschenadel mit einem Male in ihnen wiederherstellen*.127)
Es sei an eine Ubergangszeit zu denken, mit dem koniglichen Verspre-
chen, ,,daf}, wenn Wir nach einer Reihe von Jahren Unsere Erwartungen
erfiillt sehen, die durch die vorliegende Ordnung gemachten Beschrin-
kungen gewif erweitert, und nach Umsténden gar aufgehoben werden,
und sie die sdmtliche Staatsbiirgerlichen Rechte Unserer christlichen
Untertanen genieBen sollen*.!28)

Gegen diese hinhaltende Behandlung wandte sich Wilhelm von
Humboldt. Neben Argumenten der Gerechtigkeit, politischen Klugheit,
Menschenwiirde und Konsequenz, die seiner Ansicht nach gegen das
Konzept der Emanzipation unter Bedingungen sprachen, war fiir ihn
ein weiteres Kriterium ausschlaggebend:

,.Der ganze Grund®, argumentierte Humboldt, ,,auf welchem das Sy-
stem der allméhlichen Aufhebung beruht, ist, meines Erachtens, aus
einer zwar ehemals angenommenen, aber auch schon ldngst mit Recht
verworfenen Theorie der Gesetzgebung geschopft. Es ist ndmlich dies

127) Gutachten des Staatsrats Kohler, in: Ismar Freund, Die Emanzipation der
Juden in Preuflen unter besonderer Beriicksichtigung des Gesetzes vom 11. Mirz
1812. Ein Beitrag zur Rechtsgeschichte der Juden in Preuflen. Bd. 1. Berlin 1912,
144.

128) Immediatbericht des Ministers von Schroetter, zit. nach Freund, Emanzipation
(wie Anm. 127), Bd. 1, 139.



648 Historische Zeitschrift Band 264 (1997)

diejenige, welche die Gesetzgebung zu einer Art Erziehung des Staats-
biirgers macht; wo sie nur immer die Mittel in Hénden hat, positiv wir-
ken will und, von einem bestimmten Begriff des Charakters und der
Cultur der Nation ausgehend, im Stande zu sein wihnt den Fortschritt
und sogar die Richtung zu einer anderen Stufe leiten zu konnen.*

Dagegen stellte Humboldt sein 1792 bereits niedergelegtes Konzept
vom Staat, der lediglich ,,durch Ertheilung und Beschrinkung der Frei-
heit und dadurch hervorgebrachtes Gleichgewicht der Rechte die Biir-
ger in Stand setzen muB, sich selbst zu erziehen*. Kurz, der Staat sei
kein Erziehungs-, sondern ein Rechtsinstitut. Was Humboldt im Fall
der Judenemanzipation so entschieden durchschaute und dann ab-
lehnte, war die Finalitit, die Bindung einer Entwicklung an ein von
anderen vorgegebenes Ziel. Erziehung in diesem Sinn lehnte er ab.
»Wolte ein Staat in diesem Punkt consequent sein“, meinte Humboldt,
,,50 miisste seine Gesetzgebung auch unter den Christen nach Massgabe
der Cultur die Biirgerrechte ungleich vertheilen, was doch gliicklicher-
weise noch niemand eingefallen ist.“129)

Wirklich nicht? Stellte nicht die Bindung der Biirgerrechte an einen
Zensus, die in vielen Konzepten des Friihliberalismus eine Rolle spielt,
eine solche ungleiche Verteilung nach Mafigabe der Kultur dar?

Humboldt sah fiir die Integrationsaufgabe, vor der der preuflische
Staat stand, nur eine Antwort. ,,Meiner Ueberzeugung nach wird daher
keine Gesetzgebung liber die Juden ihren Endzweck erreichen, als nur
diejenige, welche das Wort Jude in keiner andern Beziehung mehr aus-
zusprechen nothigt, als in der religiosen, und ich wiirde daher allein da-
fiir stimmen, Juden und Christen vollkommen gleich zu stellen.*!30)
Das am 11.Mérz 1812 vollzogene Edikt!3!) entsprach insofern den
Vorstellungen Humboldts, als es keine Ubergangszeit vorsah, in der die
Juden sich zu bewihren hétten. Sein § 8 bestimmte, da3 sie akademi-
sche Lehr- und Schuldmter ausiiben diirften; wieweit sie zu anderen
Staatsamtern zugelassen werden konnten, behielt sich § 9 noch vor.
Humboldt hatte gegen diesen Unterschied als gegen eine Herabwiirdi-
gung des Kultusbereichs, der ihm 1809 unterstand, vergeblich Ein-
spruch erhoben.!32)

129) Denkschrift iiber den Entwurf zu einer neuen Konstitution fiir die Juden. Vom
17. Juli 1809, in: Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 10, 100f.
130) Ebd. 102.

131y Gesetz-Sammlung (wie Anm. 79), 1812, 17-22.

132y Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 10, 108.
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Hardenberg hat im Fall der Juden,,emanzipation sich der Linie an-
geschlossen, die Humboldts Vorstellungen entsprach. Er hat zu diesem
Zweck die zahllosen einschrinkenden Ausnahmen, die der Entwurf des
Ministers Schroetter fiir die Gleichstellung der Juden noch vorsah, ge-
strichen.!33) Wie aus einem Schreiben Hardenbergs an den Justizmini-
ster von Kircheisen vom 1.Februar 1811 hervorgeht, wollte Harden-
berg keine Bestimmungen in das Gesetz aufgenommen sehen, ,,welche
einen neuen dauernden Unterschied zwischen Juden und Christen fest-
gestellt, und den Hauptzweck vereitelt haben diirften.134) Der stehen-
gebliebene §9, der die Zulassung der Juden zu weiteren Staatsimtern
als den akademischen der Zukunft anheimstellte, verdankte seine Exi-
stenz dem beim Vortrag geduflerten personlichen Willen des Ko-
nigs.'3%) Festzuhalten bleibt, daB die Judenemanzipation ein Vorgang
war, den Hardenberg bei Antritt seiner Amtszeit als Staatskanzler im
Juni 1810 bereits groBenteils ausgearbeitet vorfand, das Gutachten
Humboldts eingeschlossen.

Was er in Anwendung auf die Juden eingerdumt hat: daB keine
Emanzipation ihren Zweck erfiillt, wenn sie nicht bedingungslos ge-
wihrt wird, vermochte Hardenberg den preuBischen Staatsbiirgern ins-
gesamt nicht zuzugestehen. Um dies zu tun, hitte er iiber ein anderes
Staatsverstdndnis verfiigen miissen. Sein an der Stirkung der staatlichen
Macht interessiertes, die Freiheit rein pragmatisch behandelndes Ver-
stindnis ging davon aus, da} der Souverin lediglich zu gewihren habe.
Der Gedanke, dal} es eine dem Staat vorhergehende Sphire der auto-
nomen Lebensgestaltung des Menschen gab und daB aus der prinzipiell
angenommenen Verniinftigkeit des Menschen sich iiber die Garantie
von Leben, Bewegungsfreiheit und Eigentum hinaus ein Anspruch auf
Teilhabe an den Entscheidungen des Gemeinwesens herleitete, war ihm
fremd. Auch Wilhelm von Humboldt hat diesen Gedanken nur sehr un-
sicher erahnt. In seinen Denkschriften, die 1819 die Mdglichkeiten einer
stindischen Verfassung in PreuBen ausloteten, verriet er nimlich auch,
daB} ihm der Begriff des schutzbediirftigen Grundrechts noch fehlte;
sonst wire er nicht fahig gewesen, eine Aufzéhlung von ,,allgemeine[n]
Regierungsgrundsitze[n]* vorzulegen, ,,welche Se. Konigliche Maje-
stidt geruhen mochten, verfassungsmafig zu machen, wie Inamovibilitit

133) Vgl. Freund, Emanzipation (wie Anm. 127), Bd. 1, 174,
134) Ebd. 186.
135) Vgl. ebd. 206.
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der Richter, Gewissensfreiheit, Unveridusserlichkeit der Dominen
usf.“136) Wer den Schutz der richterlichen Unabhingigkeit und die
Garantie des Staatsvermogens auf eine Stufe stellt, hat sein Unter-
scheidungsvermogen noch nicht weit entwickelt. Auch Humboldt wies
einer kiinftigen Zentralrepriasentation fiir die Monarchie in erster Linie
die Aufgabe zu, das ,monarchische Prinzip* zu ,.stiitzen“. Auch eine
Opposition miisse darauf hinarbeiten, sich der Regierung ,anzu-
schliessen, um vereint zum gemeinschaftlichen Zweck zu gelangen*.137)
Fast schlafwandlerisch hat er dagegen 1809 in seinem Gutachten zur
Judenemanzipation einen viel groBartigeren, radikalen Freiheitsbegriff
entfaltet.

Es ist wahrscheinlich nicht einmal richtig, was unter Berufung auf
Franz Schnabel jlingst noch einmal gesagt wurde: Dall Hardenberg aut
»Selbstiibberwindung® des biirokratischen Absolutismus aus gewesen
ist.138) Hardenberg dachte dazu nicht geschichtlich-prozeRhaft ge-
nug.!3%) Doch selbst wenn am Ende des Erziehungsprozesses die Erzie-
her sich tiberfliissig machen wollten, so stofit dieses Konzept auf den
von Humboldt in der Judendenkschrift deutlich gemachten Wider-
spruch: Wer maBt sich an, wann zu entscheiden, ob die Nation inzwi-
schen die notige Reife erlangt hat? In Humboldts Worten, auf die Juden
angewandt, aber iibertragbar: ,,Woran soll z.B. erkannt werden, dass

136) Wilhelm von Humboldt, ,,Concept meines Entwurfs* (zur preulischen Verfas-
sung) vom Oktober 1819, in: ders., Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 12,
382.

137) Ders., Denkschrift zur standischen Verfassung in Preuflen vom Oktober 1819,
in: ders., Gesammelte Schriften (wie Anm. §), Bd. 12, 391.

138) Nolte, Staatsbildung (wie Anm. 95), 35. Wenn gesagt worden ist: ,,Die Besei-
tigung der Herrschaft von Menschen tiber Menschen, die Ablosung jeder Art von
Vormundschaft durch eine sachgerechte und gesetzmifBige Verwaltung war das
ideale Ziel der Reformer* (Koselleck, PreuBlen [wie Anm. 4], 154), dann scheint
dies eher auszusprechen, was Immanuel Kant und einige der am stérksten von ihm
beeinfluften Beamten von einer Reform erwarteten, als dal es den Intentionen Har-
denbergs entsprochen hitte.

139) Anders als Kant, dessen Geschichtsphilosophie von dem Gedanken der all-
méhlichen Vervollkommnung ausgeht: ,,Man kann die Geschichte der Menschen-
gattung im Grofien als die Vollziehung eines verborgenen Plans der Natur ansehen,
um eine innerlich — und zu diesem Zwecke auch duferlich — vollkommene Staats-
verfassung zu Stande zu bringen, als den einzigen Zustand, in welchem sie alle ihre
Anlagen in der Menschheit vollig entwickeln kann®; Immanuel Kant, Idee zu einer
allgemeinen Geschichte in weltbiirgerlicher Absicht, in: Kant’s gesammelte Schrif-
ten (wie Anm. 55), Bd. 8, 27.
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die Juden der 6ffentlichen Achtung wiirdiger sind? Etwa an gesammel-
ten einzelnen Handlungen? oder durch offizielle Rapporte von gewiss
zu tausend Dingen, aber nur nicht zur Menschenbeobachtung tiichtigen
Offizianten tiber einen Gegenstand, iiber den selbst das einsame Ge-
sprich sich schwer verstindigt?*140)

VII. Die Krise der bedingten Emanzipation

Hardenbergs Auffassung 148t sich als das Konzept einer geziigelten
Emanzipation beschreiben. Die Ziigel wollte er niemals aus der Hand
geben. Was andere erleben muflten, die wihnten, die allwissende
Steuerungskompetenz in Handen zu haben, widerfuhr auch ihm: Seine
gedrosselte Emanzipation lief ihm aus dem Ruder.

Bereits 1811 muBte er feststellen, daf3 Bauern, bei denen in den vier
Jahren nach dem Oktoberedikt von 1807 die gréBten Hoffnungen ge-
weckt waren, den auf Jahre und Jahrzehnte berechneten Prozef3 der Ab-
losung feudaler Agrarverhiltnisse mit Ungeduld betrachteten. Die ih-
nen seit dem Martinitag 1810 eingerdumte personliche Freiheit nahmen
sie — so interpretierten es zumindest die Behorden — zum AnlaB, die
Hand- und Spanndienste zu verweigern, zu denen sie weiterhin ver-
pflichtet waren. In einem Fall hat Hardenberg nicht nur zugestimmt,
daB Husaren in die Dorfer gelegt wurden, sondern er hat der Order ei-
genhindig die Weisung hinzugefiigt, notigenfalls Gewalt anzuwen-
den.!*) Auseinandersetzungen in Schlesien, bei denen scharf geschos-
sen wurde, forderten mehrere Todesopfer. Nach einem Immediatbericht
des Justizministers Kircheisen vom 18. Mérz 1811 sind etwa 300 rebel-
lische Bauern verhaftet worden.!4?) Hardenberg vermutete, da3 der
Aufstand durch stidtische Agitatoren geschiirt worden sei.!43)

Eine Revolution der geweckten Erwartungen suchte die landlichen

140y Humboldt, Gesammelte Schriften (wie Anm. 8), Bd. 10, 101. Auch diesen Wi-
derspruch hatte Kant schon vorausgesehen, als er schrieb: ,,Nach einer solchen Vor-
aussetzung wird die Freiheit nie eintreten; denn man kann zu dieser nicht reifen,
wenn man nicht zuvor in Freiheit gesetzt worden ist”, zit. nach Werner Conze,
Quellen zur Geschichte der deutschen Bauernbefreiung. (Quellensammlung zur
Kulturgeschichte, 12.) Goéttingen 1957, 43.

141y Vgl. Ernst Klein, Der Bauernaufstand in Schlesien im Februar 1811, in: ZfG 3,
1955, 32. Vgl. auch Koselleck, PreuBen (wie Anm. 4), 201; Klaus Vetter, Kurmér-
kischer Adel und preuBische Reformen. Weimar 1979, 134.

142) Vgl. Klein, Bauernaufstand (wie Anm. 141), 43.

143) Vgl. ebd. 44.
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Verhiltnisse freilich nicht erst seit dem Oktoberedikt heim. Schon das
Allgemeine Landrecht von 1794, das ausgerechnet die ldndlichen Un-
tertanen ,.freie Biirger des Staates” genannt hatte, schiirte ,,Erwartun-
gen, die, weil vom Konig erweckt, um so schwerer enttduscht wur-
den‘.144) Wie Hardenberg in den Bogen der Reformperiode vom aufge-
klarten monarchischen des 18. zum biirokratischen Absolutismus des
19.Jahrhunderts gehort, so fiigen sich die Bauernaufstinde von 1811 in
eine Kette von Unruhen der destabilisierten Stindegesellschaft um die
Jahrhundertwende ein. Mit den Bauern aber widerfuhr Hardenberg
1811, was er 1818/19 mit dem Publizisten Joseph Gorres erleben sollte.
Weniger als zwei Jahre, nachdem er mit Gorres auf Schlof3 Engers ge-
tafelt und sich seine Reden angehort hatte!43), setzte er mit eigener
Hand den Haftbefehl gegen ihn auf, den der Konig am 30. September
1819 unterschrieb'46). Zwar hatte schon im Friihjahr 1818 die von Gor-
res liberreichte Koblenzer Adresse, in der um die Gewihrung einer Ver-
fassung nachgesucht wurde, den Zorn des Konigs erregt. Doch suchte
Hardenberg Gorres zu diesem Zeitpunkt noch zu schirmen. Mit der
Veroffentlichung seines Buches ,,.Deutschland und die Revolution” im
Herbst 1819 aber hatte Gorres den Bogen iiberspannt, hatte er Harden-
bergs Geduld iiberfordert.!4”) Die Konsequenz, daB wirkliche Freiheit
nur gibt, wer sie ganz gibt, hat Humboldt gelegentlich erahnt, Harden-
berg hat sie nie gezogen.

Fiir Hardenberg galt eins: der Beamtenapparat, und an dessen Spitze
er selbst, war guten Willens. Dies mufite anerkannt werden, seinem
Tempo hatte man sich zu fiigen. Ob die Ungeduld von neu aufsteigen-
den Elementen in der Gesellschaft kam oder von Kriften der Behar-
rung, die gerade seine Politik der wirtschaftlichen Entfesselung und die
damit verbundenen sozialen Opfer bemingelten, war gleich. Im preufi-
schen Staatsrat bekdmpfte eine hartnickige Opposition Hardenbergs
Steuergesetze. Dabei wurde von altstdndischer Seite, der sich der Kron-
prinz anschloB, bemingelt, daf} insbesondere die Lebensbediirfnisse
der einfachen Leute tiber Gebiihr verteuert wiirden. Ein Hardenberg,

144y Koselleck, Preulen (wie Anm. 4), 136f.

145) Vgl. GStA Berlin, 1. HA Rep. 92 Hardenberg L 41, Bl. 3.

146) Kabinettsorder ,,An den Staatsminister von Ingersleben und den General Lieu-
tenant von Hake zu Coblenz®. Berlin, den 30.Sept. 1819, zit. nach Karl Alexander
von Miiller, Gorres in StraBburg 1819/20. Eine Episode aus dem Beginn der Dem-
agogenverfolgungen. Stuttgart/Berlin/Leipzig 1926, 237.

147) Vgl. GStA Berlin, I. HA Rep. 92 Hardenberg L 41, B1. 21 v.
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der zusehends die Fassung verlor, antwortete auf diese Einwéinde mit
den Siatzen: ,,Es liegt in der That ein hochst ungerechter Tadel der Ver-
waltung darin, wenn man den oben angefiihrten Satz: keine Auflagen,
Ersparen, mit den Einnahmen auskommen! im versammelten Staats-
rath ohne griindliche Sachkenntnif} ausspricht und Besorgnisse wegen
entstehender Unzufriedenheit durch die neuen Lasten dufert. Am an-
dern Tage ist die Rede davon an allen Straen-Ecken ... Man vertraue
doch der Administration! Sie wird gewill Ersparnisse eintreten lassen,
wo sie irgend moglich sind.“148)

Die Einsicht der Physiokraten in Frankreich, denen Hardenbergs An-
schauungen entstammen, wie der Reformbeamten in Preuflen lautete
dahin, daf} in einer immer komplizierter werdenden Gesellschaft der
Regelungswahn nur hinderlich sein konne und es moglichst grofien
Sektoren der Gesellschaft iiberlassen werden miisse, ihre Angelegen-
heiten selbst zu gestalten. Ihr blinder Fleck aber betraf sie selbst: die
Einsicht, daf} schlieBlich auch der Ausloser der Reformvorginge, der
Freiheitsgewdhrer, selbst zum Hindernis wird. Nach einem arbeitsrei-
chen Leben, in dem er gelernt hatte, die Offentlichkeit zu bearbeiten,
und ein betrichtliches Geschick auch in der Behandlung der ihm Uber-
legenen, der Monarchen und Prinzen, gezeigt hatte, blieb Hardenberg
nur ein verzweifelter Ausbruch, die Zuflucht zur Beschworung seiner
grofleren Kompetenz und seines iiberlegenen Wissens. Aus dieser Ver-
zweiflung hat ihn niemand mehr befreien konnen.

Zusammenfassung

Die preuBlischen Reformer waren bestrebt, das Verhiltnis von Biirger
und Staat neu zu gestalten. Um das dabei teilweise paradox erschei-
nende Handeln des Reformministers und Staatskanzlers Karl August
von Hardenberg interpretieren zu konnen, forscht der Aufsatz seinem
Bildungshorizont und den geistigen Einfliissen nach, unter denen Har-
denberg stand. Dabei erweist sich, dal Hardenbergs eigene Formulie-
rungen ihn als Schiiler der Physiokraten erkennen lassen. In der Gegen-
liberstellung mit den Positionen Immanuel Kants und Wilhelm von
Humboldts wird Hardenbergs Freiheitsverstindnis als vorrangig wirt-

148) Votum Hardenbergs fiir den Staatsrat vom 27. April 1820, in: Carl Dieterici,
Zur Geschichte der Steuerreform in PreuBen von 1810 bis 1820. Archivstudien.
Berlin 1875, 426-428.
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schaftsliberalistisch charakterisiert, wihrend das jeweils einzurdu-
mende MaB an Pressefreiheit und politischer Mitbestimmung fiir ihn
dem Gutdiinken der Obrigkeit unterlag. Hardenberg ist somit ein typi-
scher Reprisentant der Biirokratie der Spétaufkldarung, in der Freiheit —
utilitaristisch — nicht als Zweck, sondern als Mittel der Erziehung ange-
sehen wurde. Das Konzept der geziigelten Emanzipation scheiterte je-
doch daran, daB die zu Emanzipierenden sich die Freiheit nicht zames-
sen lassen wollten, sondern sie ungeteilt beanspruchten, was Harden-
berg zwang, repressive MaBnahmen zu ergreifen.



	Article Contents
	p. [613]
	p. 614
	p. 615
	p. 616
	p. 617
	p. 618
	p. 619
	p. 620
	p. 621
	p. 622
	p. 623
	p. 624
	p. 625
	p. 626
	p. 627
	p. 628
	p. 629
	p. 630
	p. 631
	p. 632
	p. 633
	p. 634
	p. 635
	p. 636
	p. 637
	p. 638
	p. 639
	p. 640
	p. 641
	p. 642
	p. 643
	p. 644
	p. 645
	p. 646
	p. 647
	p. 648
	p. 649
	p. 650
	p. 651
	p. 652
	p. 653
	p. 654

	Issue Table of Contents
	Historische Zeitschrift, Bd. 264, H. 3 (Jun., 1997), pp. I-V, 561-840, I-XII
	Volume Information
	Front Matter
	Ägypten als Argument. Rekonstruktion der Vergangenheit und Religionskritik im 17. und 18. Jahrhundert [pp. 561-585]
	Das 17. Jahrhundert und die neuere europäische Geschichte [pp. 587-611]
	"Man vertraue doch der Administration!" Staatsverständnis und Regierungshandeln des preußischen Staatskanzlers Karl August von Hardenberg [pp. 613-654]
	Interpretationen des Stalinismus [pp. 655-674]
	Neue Historische Literatur
	Review: Disziplinierung oder "Selbstregulierung der Untertanen"? Ein Plädoyer für die Doppelperspektive von Makro- und Mikro-historie bei der Erforschung der frühmodernen Kirchenzucht [pp. 675-691]
	Allgemeines
	Review: untitled [pp. 692-693]
	Review: untitled [pp. 693-694]
	Review: untitled [pp. 695-696]
	Review: untitled [pp. 696-698]
	Review: untitled [pp. 698-699]
	Review: untitled [pp. 699-701]
	Review: untitled [pp. 701-704]
	Review: untitled [pp. 704-706]
	Review: untitled [pp. 706-707]
	Review: untitled [pp. 707-708]
	Review: untitled [pp. 708-709]
	Review: untitled [pp. 709-710]

	Altertum
	Review: untitled [pp. 711-712]
	Review: untitled [pp. 712-714]
	Review: untitled [pp. 714-716]
	Review: untitled [pp. 716-717]
	Review: untitled [pp. 717-718]
	Review: untitled [pp. 718-720]
	Review: untitled [pp. 720-722]
	Review: untitled [pp. 722-723]
	Review: untitled [pp. 723-725]
	Review: untitled [pp. 725-726]
	Review: untitled [pp. 726-727]

	Mittelalter
	Review: untitled [pp. 727-729]
	Review: untitled [pp. 729-731]
	Review: untitled [pp. 731-732]
	Review: untitled [pp. 732-733]
	Review: untitled [pp. 733-734]
	Review: untitled [pp. 734-735]
	Review: untitled [pp. 735-736]
	Review: untitled [pp. 736-737]
	Review: untitled [pp. 737-739]
	Review: untitled [pp. 739-740]
	Review: untitled [pp. 740-741]
	Review: untitled [pp. 741-742]
	Review: untitled [pp. 742-743]
	Review: untitled [pp. 743-745]
	Review: untitled [pp. 745-746]
	Review: untitled [p. 746-746]
	Review: untitled [p. 747-747]
	Review: untitled [pp. 747-748]
	Review: untitled [pp. 748-749]
	Review: untitled [pp. 749-750]
	Review: untitled [pp. 750-751]

	16.-18. Jahrhundert
	Review: untitled [pp. 751-753]
	Review: untitled [pp. 753-754]
	Review: untitled [pp. 754-755]
	Review: untitled [pp. 755-756]
	Review: untitled [pp. 756-757]
	Review: untitled [pp. 757-758]
	Review: untitled [pp. 758-760]
	Review: untitled [pp. 760-761]
	Review: untitled [pp. 761-762]
	Review: untitled [pp. 762-763]
	Review: untitled [pp. 763-764]
	Review: untitled [pp. 764-766]
	Review: untitled [pp. 766-768]
	Review: untitled [pp. 768-769]

	19. Jahrhundert
	Review: untitled [p. 769-769]
	Review: untitled [pp. 770-772]
	Review: untitled [pp. 772-773]
	Review: untitled [pp. 773-774]
	Review: untitled [pp. 774-776]
	Review: untitled [pp. 776-778]
	Review: untitled [pp. 778-779]
	Review: untitled [pp. 779-780]
	Review: untitled [pp. 780-781]
	Review: untitled [pp. 781-782]
	Review: untitled [p. 783-783]
	Review: untitled [pp. 784-785]
	Review: untitled [pp. 786-787]
	Review: untitled [pp. 787-788]
	Review: untitled [pp. 788-789]
	Review: untitled [pp. 789-791]
	Review: untitled [pp. 792-793]

	20. Jahrhundert
	Review: untitled [pp. 793-794]
	Review: untitled [pp. 794-796]
	Review: untitled [pp. 796-798]
	Review: untitled [pp. 798-800]
	Review: untitled [pp. 800-802]
	Review: untitled [pp. 802-803]
	Review: untitled [pp. 804-805]
	Review: untitled [pp. 805-806]
	Review: untitled [pp. 806-808]
	Review: untitled [pp. 808-809]
	Review: untitled [pp. 809-811]
	Review: untitled [pp. 811-813]
	Review: untitled [pp. 813-814]
	Review: untitled [pp. 814-816]
	Review: untitled [pp. 816-817]
	Review: untitled [pp. 817-818]
	Review: untitled [p. 819-819]
	Review: untitled [pp. 820-822]
	Review: untitled [pp. 822-823]
	Review: untitled [pp. 823-825]
	Review: untitled [pp. 825-826]
	Review: untitled [pp. 826-827]
	Review: untitled [pp. 827-828]
	Review: untitled [pp. 828-829]
	Review: untitled [pp. 829-830]


	Eingegangene Bücher [pp. 831-840]
	Back Matter



